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Ich erlaube mir nur, dann nochmals darauf aufmerksam zu machen,daß die Abtheilungen
jetzt unmittelbar nach Schluß der Sitzung je ein Mitglied in die II, Fachcommissionzur Ver¬
stärkung derselben behufs Berathung des Antrages, betreffend Staffeltarife u, s. w, zu wählen haben.

Ich schließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung 1 Uhr 5 Minuten,)

Sechste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Montag den 15. März 1897.

Beginn 12 Uhr 20 Minuten Nachmittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der III. Fachcommissionzu dem Bericht und zu den Anträgen des Provinzial-

ausschusses,betreffenddie Förderung von Vahnunternehmungen,
3. Antrag der besonders gewählten Commissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzial-

ausschufsesüber die Errichtung einer allgemeinen Nindviehversicherungin der Nheinvrovinz;
in Verbindung hiermit die Eingabe von Schönefeld-Stockum und des Präsidiums des
RheinischenVauernvereins um Ablehnung der Einführung einer obligatorischen Nindvieh¬
versicherungfür die Nheinvrovinz.

4. Antrag der I. Fachcommissionzu dein Etat für die Verwaltung der Angelegenheiten,welche
die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen, für die Etatsjahre vom 1. April 189?
bis 31. März 1899.

5. Antrag der I. Fachcommifsionzu dem Etat für die Verwaltung der Provinzialmuseen zu
Bonn und Trier für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31, März 1899.

6. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Etat für gewerbliche Zwecke für die Etatsjahre von»
1. April 189? bis 31. März 1899.

?. Antrag der I. Fachcommifsionzu dem Bericht des Provinzialcmsschussesüber die Aus¬
führung des Beschlussesdes 39. RheinischenProvinziallandtags, betreffend die Vertheil«»«,
der Einquartierungslast im Frieden.

8. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Bericht und zu den Antragen des Provinzialaus-
schufses, betreffend Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtags (Stände¬
fonds), in Verbindung hiermit die Petition der Stadt Andernach, des Dechanten Müller in
Kyllburg, Karl vom Berge.juu. aus Lennep und des Vorstandes der St. Remigiustirche
in Bonn.

9. Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Festsetzung von Pauschalsummen für einzelne Beamten oder Beamtenklassm
an Stelle der reglementsmäßigen Tagegelder und Reisekosten.
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IN. Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und zu den Anträgen des Provinzialaus-
ausschusses, betreffenddie Pctitwn der Landbürgermcisterder Nheinprouinz um Herabsetzung
des Beitrages zur Wittwen- und Waiseiwersorgungs-Anstaltfür die Communalbeamten der
Nheinprovinz,

11. Anträge der III, Fachcommissionzu dem Etat für die Verwaltung und die Unterhaltung
der Provinzialstraßen — nebst den Unter-Etats

^. über die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzialstraßen,
L über die Verwendung des Eisenbahnfondsund
0 über die Verwendungdes Fonds zur Unterstützung des Gemeinde- und Kreis-Wegebaues
für die Etatsjahre vom 1 April 189? bis 3l. März 1899

und
zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Gesuche

1. des RheinischenZweigvereins deutscher Nübenzuckerfabrikanten,
2. verschiedener Industrieller an der Mülheim-Wipperfürth'er Provinzialstraße und
3. der Industriellen an der Vrohl-Oberzissen'erStraße

um Sistirung der Ausführung des Gesetzes, betreffend die Vorausleistungen der Fa¬
briken :c. für den Wegebau.

12. Antrag der I. Fachcommissionzum Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffenddie Kosten des Kaiser-Wilhelm-Denkmalsam Deutschen Eck zu Coblenz.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung,
Das Protokoll der Sitzung von Samstag liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Als Schriftführer werden heute wirken für die Rednerliste Herr AbgeordneterBrüning,

für das Protokoll Herr Abgeordneter Spiritus.
An geschäftlichen Mittheilungen habe ich Ihnen folgende zu machen:
Das Präsidium des RheinischenVauernvereins hat die nach meiner Mittheilung in der

Sitzung vom 12. d. M. eingereichteund bereits verlesene Petition um Ablehnung einer obliga¬
torischenRindvichversicherungim Drnck vervielfältigen und hierher gelangen lassen. Soweit der
Vorrath reichte, sind diefe Druckexemplareim Hause vertheilt,

Ein Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffendden Bau eiues Schifffahrt-
Canals vom Dortmund-Eins-Canal bis zum Rhein, ist den Herren im Druck auf ihren Plätzen
zugegangen. Es ist die DruckfacheNr. 101. Die Angelegenheitdürfte nach meiner Ansicht der
I. Fachcommissionzur Vorbereitung zu überweisen sein. — Ein Bedenken dagegen wirb nicht
laut; dann werde ich danach verfahren.

Ferner ist ein Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Veräußerung des Langen¬
felder Hofs, Drucksache Nr. 104, eingegangen nnd den Herren auf Ihre Plätze gelegt worden.
Der Antrag dürfte der II. Fachcommissionzu überweisensei». — Auch hier wirb kein Bedenken
laut; dann wird dies geschehen.

Die Anweisung über die Aufnahme und Entlassung von Geisteskranken,Idioten und
Epileptischeni» und aus Privatirrenanstalten, sowie über die Einrichtung, Leitung und Beauf¬
sichtigung solcher Anstalten vom 20. September 1895 und ein diese Anweisung ergänzender
Ministerialcrlaß vom 24. April 1896, auf welchen in der Vorlage, betreffenddie Fürsorge für
d« Geisteskrankenund Epileptiker der Rheinprovinz, vielfachBezug genommenist, ist durch den
Druck vervielfältigt und den Herren zugegangen.
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Das wären, meine Herren, die geschäftlichen Mittheilungen.
Neue Eingänge liegen nicht vor. Wir treten daher in die heutige Tagesordnung ein.
Erster Gegenstand der Tagesordnung ist der

Antrag der III. Fachcommission zu dem Bericht und zu den Anträgen
des Prouinzialausschusses, betreffend die Förderung von Vahnuntcr-
nehmungen,

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Breuning, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Breuning: Meine Herren! Nach den ausführlichen

und klaren Darlegungen des Provinzialausschusseskann ich mich auf sehr wenige Worte beschränken.
Das Ihnen vorgelegte Verzeichnis) der bis zum Ende des vorigen Jahres ausgeführten

Kleinbahnunternehmungen— um dasselbe kurz zu bezeichnen — weist nach, daß in einer wohl
für manche von uns überraschendenWeise das Klcinbahnwesen sich in den letzten Jahren ent¬
wickelt hat, daß somit dasselbe in sehr vielen Gegenden als förderlichfür die landwirthschaftlichen
Interessen der Bevölkerung erachtetwird, und daß es demnach durchaus gerechtfertigtist, daß das
hohe Haus hier thatkräftig fördernd für die Entwicklungdes Kleinbahnwesenseintritt.

Erwägt man nun, daß naturgemäß zunächstdiejenigenStrecken gebaut worden sind und
beziehungsweisewerden, welche eine Rente mit mehr oder minder großer Sicherheit in Aussicht
stellen, daß demnachdie, wenn ich so sagen soll, schlechterenRisiken erst in zweiter Linie in
Angriff genommen werden, so ergiebt sich, daß das hohe Haus nicht wohl bei seinen» seitherigen
Eingreifen es bewenden lassen, nicht wohl bei der bisherigen Bewilligung stehen bleiben kann, sondern
daß weitere Mittel hier zur Förderung des Kleinbahnwesenszur Verfügung gestellt werden müssen.

Der Vorschlag des Provinzialausschusses, noch 6 Millionen für diesen Zweck flüssig
zu machen, sodaß für die Zeit bis zum Ablauf der bevorstehenden Etatsveriode im Ganzen
7 226 000 Mark zur Verfügung stehen würden, ist gewiß nicht zu weitgehend, und empfiehlt
Ihnen daher die Commissiondenselben einstimmig zur Annahme.

Anlangend Punkt 2 des Vorschlages des Provinzialausschusses,ist zu bemerken, daß die
Darlehen an die Aktiengesellschaftennur zu »'/««/a gegebenwerden sollen. Ein materielles Interesse/
Darlehen zu 3 ^"/« bei der hiesigen Anstalt aufnehmen zu können, besteht aber zur Zeit wohl
für keine Aktiengesellschaft;jede einigermaßen gut fundirte Gesellschaft wird bei der heutigen Lage
des Geldmarktes mit Leichtigkeit zu solchem Zinsfuß Geld anderweitig zu befchaffen in der Lage
sein. Es könnte also höchstens in Frage kommen, daß diesseits für die Aktiengefellfchaften eine größere
Bequemlichkeitfür die Darlehensaufnahme erhalten, beziehungsweife geschaffenwerde. Ein der¬
artiges Interesse ist aber ein zu geringes, als daß dieserhalbder Landtag größere Mittel beschaffen
und flüssig machen sollte. Es würden übrigens auch bei Gewährung von Darlehen an Aktien¬
gesellschaften, wie aus der betreffendenMittheilung in der Darlegung des Provinzialausschusses
erhellt, übermäßig hohe Mittel erforderlichfein; es würde alsdann nothwendig werden, über den
Vorschlag, 0 Millionen für die Förderung des Kleinbahnbaues zur Verfügung zu stellen, sehr
weit hinauszugehen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Verhandlung
und darf ohne weitere Abstimmung feststellen, daß der Landtag den Anträgen des Provinzial¬
ausschusses zugestimmthat.

Dann kommenwir zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der besonders gewählten Commission zu dem Bericht und Antrag
des Provinzialausschusses über die Errichtung einer allgemeinen Rind'
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Viehversicherung in der Nhcinprovinz; in Verbindung hiermit die Ein¬
gabe von Schönefeld-Stockum und des Präsidiums des Rheinischen
Nauernuereins um Ablehnung der Einführung einer obligatorischen
Nindviehversicherung für die Nheinprouinz.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFreiherr von Coels, dein ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Eoels: Meine Herren! Zur Prüfung des

Antrages des Provinzialausschusses,betreffend die Errichtung einer allgemeinen Nindviehversicherung
in der Rhcinprovinz, haben Sie eine besondereCommission eingesetzt. Diese Commission war
überwiegend aus Landwirthen und Freunden der Landwirthschaftgebildet. Die vielfach hervor-
getretene Auffassung,daß es schwierigsein würde, in der Commission eine Einigung zu erzielen,
daß vielmehr die mannigfachen Anschauungen,welche über die Frage bestehen, wie die Vieh¬
versicherungam zweckmäßigsten auszugestaltensei, zu umfangreichen Verhandlungen führen würden,
haben sich nicht bestätigt. Nach nicht viel mehr als einstündiger Berathung herrschte in der
Commissionvolle Einmüthigkeit. Der Ihnen unter Nr, 50 der Drucksachen unterbreitete Antrag
beruht auf einem einstimmigenBeschlusse.

Der Antrag der Commissionweicht von dem Antrag des Provinzialausschussesin einen,
wesentlichen Punke ab. Während der Prouinzialausschuß die Königliche Staatsregierung ersuchen
will, die Einführung einer allgemeinen obligatorischenVersicherungin Erwägung zu ziehen uud
zu diesem Zwecke Vorarbeiten, insbesonderedie Sammlung statistischenMaterials vorzunehmen,
beantragt die Commission,die Sammlung des Materials lediglich als Grundlage für eine spätere
eingehendereErörterung der Frage, wie am besten die Verallgemeinerung der Versicherungzu
erreichensei, vorzunehmen. Man war allseitig darin einverstanden,daß unter den heutigen Ver¬
hältnissendie sofortige Einführung der vom Provinzialausfchufseempfohlenenallgemeinen obligato¬
rischen Versicherungunthunlich sei. Keine einzige Stimme hat sich zu Gunsten dieser Einrichtung
erhoben. So groß war der allgemeineWiderstand gegen dieselbe, daß es kaum für nöthig erachtet
wurde, die Gründe und Gegengründe ausgiebig zu erörtern, daß sich die Diskussion vielmehr im
Wesentlichenauf andere nicht grundsätzliche Punkte erstreckte.

Der Hauptgrund gegen die sofortige Einführung der allgemeinenobligatorischen Zwangs-
Versicherung ist zu finden in dem Mangel jeder zuverlässigenGrundlage, die die Tragweite emer
solchen Maßregel erkennenläßt. Wir kennen weder die Höhe der Vcrlustziffern,noch die Hohe
der Prämiensätze. Allerdings giebt die in Ihrer Hand befindliche Denkschrift,die Sie ohne
Zweifel mit Interesse gelesen haben, über die muthmaßlichen Zahlen einige schätzungsweise Angaben.
Sie giebt an, daß für eine allgemeine obligatorischeVersicherungein Prozentsatz von 1,'°7° 3"
erwarten sei, daß also bei einem Durchschnittswerthejedes Stückes Nindvieh von ungefähr
200 Mark auf jedes Hanvt ein jährlicher Prämiensatz von 2 Mark 32 Pfg. entfallen würde.
Aber fo ausgezeichnetdiefe Denkschriftim Uebrigen ist, so trefflichesMateria ste bietet über die
Rindviehhaltung der Provinz, über die Gesetzgebungenanderer außerdeutscherund dMfcher
Staaten, Material, wie Sie es in einer gleich knappen und gleich klaren Form an an erer Stelle
und in anderen Veröffentlichungenvergebens suchen werden, so wenig e.nwandsfrei erschemm die
gedachten Berechnungen, denn diesen Berechnungen ist zu Grunde ge egt nur em Statisük d
Jahres 1895. Es mag unerürtert bleiben, ob, wie in der Commsiswn behauM ^
Statistik in jenen. Jahre mangelhaft aufgenommen worden ist, ob nnrklrch dre Burgermelster
derselbennur'ein geringes Interesse entgegengebracht haben ""d "ele ZG^
Ermittelungen als nach schätzungsweisenFeststellungen m dle Fragebogen eingetragen haben.
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Jedenfalls ist die Zeit, auf welche sich die Erhebungen erstrecken,eine viel zu kurze, um daraus
bestimmte Folgerungen ziehen zu dürfen. Wir wissen nicht, ob das Jahr 1895 wirklich ein Durch-
schnittsjahr gewesenist, ob es nicht etwa ein besondersgünstiges oder besonders ungünstiges war.
Diese Befürchtungen finden Nahrung in den Erfahrungen, welche andere Staaten bei Einführung
von staatlichen Versicherungen gemacht haben. In anderen Staaten z. B. in schweizerischen
Kantonen, in dem Kanton Basel, ebenso im Grohherzogthum Baden haben bereits in den ersten
Jahren nach Einrichtung einer allgemeinen Versicherungtrotz bedeutenderStaatszuschüsse, erheblich
höhere Pramiensiitze erhoben werden müssen, als es nach den bei der Gründung der Versicherung
vorliegenden Berechnungen zu erwarten war.

Um so größere Vorsicht ist aber bei Einführung einer Zwangsversicherung geboten, als
es sich dabei um eine Maßregel handelt, die in landwirthschaftlichenKreisen zur Zeit der größten
Abneigung begegnet, Dieser Abneigung entspringen die gegen die allgemeine obligatorischeVer¬
sicherunggerichtetenBeschlüsse unserer rheinischen landwirthschaftlichenVereine, des landwirthschaft-
lichcn Vereins für Nheinprcußen und des Vaueriwcrcins, dessen umfassende Eingabe Ihnen im
Druck vorliegt. — Ueberall betrachtet man die Zwangsvcrsichcrmigals einen empfindlichen Eingriff
in privatrechtliche Verhältnisse, Ucberall besteht ein lebhaftes Mißtrauen dagegen, daß die Ver¬
sicherungsanstaltmit den berechneten niedrigen Prämiensätzcn auskommen werden. Man fürchtet,
daß diese Prämien ebenso, wie die Beiträge zur landwirthschaftlichen Ncrufsgcnosfcnschaft, zu beträcht¬
licher Höhe anwachsenund sich zu einer drückenden Last für die bei der heutigen Preislage der
landwirthschaftlichenProdukte wenig leistungsfähige Landwirthschaft herausbilden können. Die
Einführung einer Zwangsuerficherungkann daher nur bei dem Vorhandensein zuverlässigerBerech¬
nungen in Erörterung gezogen werden. Die Dürftigkeit des vorliegeuden Materials läßt deren
Einfühlung heute als einen Schritt in's Dunkle ansehen, als ein sich auf die ganze Provinz
erstreckendes Experiment, das im Hinblick auf die Größe der in Betracht kommendenZahlen --
allein in dem Rechnungsjahre 1895 haben die zu entschädigendenVcrlustziffcrn 2«/< Millionen
betragen — sich als ein sehr vcrhängnißvolles gestalten kann.

Indem die Commissionsich gegen die sofortige Einführung einer allgemeinen obligatorischen
Zwangsuerficherungaussprach,hat sie indeß keineswegssagen wollen, daß in Sachen der Vieh-
versicherung jeglicherZwang unter allen Umständen vermieden werden müsse. Umgekehrtist sogar
hervorgehobenworden, daß in landwirthschaftlichenFragen die Anwendung eines gewissen Zwanges
vielfachim Interesse der Gesammtheit liege. Die Commission hat zu der Frage, wie etwa in
Zukunft die Versicherungauszugestalten wäre, überhaupt gar keine Stellung nehmen wollen. Sie
hält eine Erörterung darüber erst für nützlich, wenn weiteres Material beschafft worden ist und
weitere Erfahrungen in anderen Ländern abgewartet worden sind. Ich brauche darum auch hier
auf die umfassenden Debatten nicht einzugehen, welche in der Commission über die Frage der
Ausgestaltung der Vichvcrsicherungstattgefunden haben, die sich insbesondere darauf erstreckten,
ob bei einer provinziellen Regelung der Vichversichernngwesentlich der Niederrhcin oder die
Gebirgsgegenden,der größere oder kleinereBesitzer den überwiegendenVortheil haben würde.

Wenn nun auch die Commission sich dem Antrage des Provinzialausschusses auf Ein¬
führung einer allgemeinenVersicherungnicht hat anschließenkönnen, so brachte doch im Uebrigen
dieselbe den Bestrebungendes Ausschusses auf Verallgemeinerungder Rindvichversicherungin unserer
Provinz vollste Sympathie entgegen. Sie war durchdrungenvon der Wichtigkeitder Ausdehnung
der Rindmehversicherung. Für die größereu Besitzer mag es gleichgültigsein, ob sie Prämien °«
oie Verstcherungskasse zahlen oder jährlich mehrere Stück Vieh durch Umstehen einbüßen. Für die
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kleinerm und mittleren Besitzer, die in unserer Provinz die weitaus größere Zahl der ländlichen
Besitzer bilden, ist dies nicht der Fall. Alle diejenigen,welche sich mit landwirtschaftlichenDingen
beschäftigthaben, werden oft wahrzunehmen Gelegenheit gefunden haben, daß das Eingehen von
Vieh für eine bäuerliche Wirthschaft ein sehr großes Unglück ist. Der Baner wird dadurch oft
auf Jahre in seinen Verhältnissen zurückgesetzt;ja manchmal ist das Viehsterbenfür ihn der Beginn
des wirthschaftlichen Nnins, führt ihn in die Hände der Vichleiher und Wucherer. Weder Dar-
lehnskassen noch Vichlcihkasscn können dieses Uebel vollständig beseitigen. Dies kann nur die Ver¬
allgemeinerungder Viehversichcrung.

Aber auch noch in anderer Hinsicht ist die Versicherungvon größter Wichtigkeit,nämlich
im Interesse der Scuchentilgung. Freilichbestehen bereits jetzt für einige der wichtigsten ansteckenden
ViehkrankheitenEntschädigungsgesctzc, welche die Untersuchungjedes einzelnen Seuchenfalles sichern
sollen. Trotzdem bleiben aber noch manche Fälle unbekannt, gelangen weder zur Anzeigenoch zur
thierärztlichenBehandlung. Ja sogar eine sehr verbreitete und gefährliche ansteckende Rindvieh-
krankhcit, die Tuberkulose, ist bisher iu diese Entschädigungsgesetze nicht cinbezogen. Erst nach
Einführung einer allgemeinen Versicherung wird ein festes Fundament in veterinärpolizeilicher
Hinsicht geschaffensein, werden die sämmlichenSeuchenfällc zur Anzeige und zur thierärztlichen
Behandlung kommen.

Leider, meine Herren, hat bisher das so wichtigeGebiet der Viehversichcrungin unserer
Provinz nur eine beschränkte Ausdehnung gefunden und macht nur langsam Fortschritte. Nach der
Ihnen vorliegenden Denkschrift ist bisher nur ungefähr ein Fünftel des Thierbestandes unserer
Provinz versichert. Gewiß ist ein großer Theil gerade derjenigen Bestände nnvcrsichert, die vor
allen der Versicherungbedürfen: ich meine der Bestände der kleineren nud mittleren Besitzer.

Wenn so wenig Versicherungengenommenwerden, so liegt dies daran, daß die Gelegen¬
heiten zu versichern, in unserer Provinz nicht ausreichendzahlreichuud nicht genügend ausgestattet
sind. Die Privatgesellschaften,die sämmtlich auf Gegenseitigkeitberuhen, insbesondere auch die
RheinischeVichversichcrungsgcsellschaft haben relativ nur wenig Versicherungenin unserer Provinz
abgeschlossen. Es mag anerkannt werden, daß manche dieser Gesellschaften bestrebt sind, berechtigten
Anforderungen der Versicherungsnehmerentgegenzukommen;aber das Publikum ist trotzdem durchweg
nur wenig geneigt, mit ihnen in Verhandlung zu treten. Sehr vieles haben die Orts-Viehversiche<
nmgsvereine geleistet,die sich fast über die ganze Provinz erstrecken.Sie sind zum Theil vorzüglich
vrganisirt und mögen sogar in einzelnen Gemeinden dem vorhandenen Versicherungsbedürfniß
genügen können. Aber auch diese Vereiue habcu Mängel; sie sind größeren Schäden gegen¬
über, besonders wenn sie plötzlich eintreten, nicht start genug uud lösen sich darum oft gerade in
solchen Augenblickenauf, iu denen das Vcrsicherungsbcdürfnißam allerlebhelftestenhervortritt.
Die Versuche,auf dem Wege der freien Vereinigungen, Rückversicherungen für die Ortsuereine zu
schaffen, haben bisher trotz lebhaftester Beförderung durch die Behörde» und die landwirthschaftllchen
Vereine nur geringen Erfolg aufzuweiseu. Es darf darum ohne Weiteres erklärt werden, daß die
bisherigenEinrichtungen, die unsere Provinz für das Vichversicherungswcsen besitzt, den vorhandenen
Bedürfnissennicht genügen. ^, „.

Um eine Ergänzung dieser Einrichtungen anzubahnen, schlägt Ihnen die Comnnsstonvor,
den Antrag des Provmzialausschusses anzuuehmeu, insofern er darauf abzielt, em zuverlässiges
Material über die Zahl der Rindvichstücke,die Zahl der Todes- und Abschlachtungsfälle,tue
Ursacheder Todes- und Krankheitsfälleuud den Werth der gefallenen und getödteten Thiere zu
sammeln. Ist dieses Material beschafft, dann wird eine weitere Aufgabe sein, die Art und Weise,
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in welcherdie Förderung der Versicherungerfolgen soll, zu weiterer Berathung zu stellen. Es ist
wahrscheinlich,daß alsdann auch noch aus zahlreichenNachbarstaaten Erfahrungen vorliegen, die
für unsere Provinz nutzbar gemachtwerdeu können.

Meine Herren! Auch der fernere Antrag des Provinzialausschusses,eine Vervollständigung
des thierärztlichen Personals anzubahnen, wird Ihnen zur Auuahme empfohlen, im Interesse
derjenigen Gegenden unserer Provinz, die an Thierärzten Mangel leiden, Eine geringeAenderung
dieses Autragcs ist vorgenommenworden, weil die ursprünglicheFassung einen gewiß nicht beab¬
sichtigten Zweifel in die Schulung uuseres thielärztlichen Personals zu setzen schien.

Meine Herren! Der Antrag der Commission hat vielleichtkeine besonders wohlklingende
Fassung erhalten. Die Aufeinanderfolge der drei Worte „Erörterung", Verallgemeinerung",
„Rlndviehuersicherung",giebt in sprachlicher Hinsicht vielleichtzu einigeil BedenkenAnlaß. Indeß
ist der Antrag klar und beruht auf einem einstimmigen Beschluß der Commission. Freunde und
Gegner der Zwcmgsversicherung,sowie solche, die einen mittleren Weg für den richtigen hielten,
haben ihm zugestimmt. Er ist geeignet, die Sache der Versicherungin unserer Provinz zu fördern.
Darum bitte ich, meine Herren, auch Sie, dem Antrage beizutreten.

Zugleich mit dem Antrage steht zur Berathung eine Eingabe des Kleisvereins, des
Nauernvereins für Schöuefeld-Stockum und eine Eingabe des NheinifchenBauernvereius, Durch
Ihre Beschlußfassungwürde eine Erledigung auch dieser beiden Anträge eintreten,

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung und schließe dieselbe, da sich Niemand
zum Wort meldet; ich darf dann wohl ohne besondere Abstimmung feststellen, daß Sie dem
Antrage der besonderen Commission, der gedruckt vor Ihnen liegt, mit dein Zusätze, den der
Herr Berichterstatter eben beantragt hat, bezüglich der Eingabe des Rheinischen Nauernvereins,
zustimmen. Es erfolgt kein Widerspruch; dann stelle ich das fest.

Wir kommen zum vierten Gegenstand der Tagesordnung.
(Abgeordneter Knebel: Bitte ums Wort zur Geschäftsordnung.)
Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Abgeordneter Knebel.
Abgeordneter Knebel: Ich erlaube mir, daran zu erinnern, daß beschlossen ist, im An¬

schlüsse an diese Berathung die Petition des Rheinischen Bauernvereius zu verhandeln.
VorsitzenderBecker: Der Herr Berichterstatter hat eben beantragt, auch diese Petition

als durch die Beschlußfassungdes Hauses über den Antrag des Provinzialausschusses für erledigt
zu erklären. Das ist der Zusatz, den der Herr Berichterstatter beantragt hatte und dazu habe
ich das Einverständnih des Hauses festgestellt. Damit dürfte die Angelegenheitwohl erledigt sein.

(Abgeordneter Knebel: Ja, dann ist die Petition erledigt.)
Dann kommenwir zum vierten Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der 1. Fachcommission zu dem Etat für die Verwaltung der
Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft
betreffen.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Guilleaume, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter' Gnilleaumc: Meine Herren! Der Etat der Ange¬

legenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen, schließt mit der Summe
von 41600 Mark ab und der Antrag der I. Fachcommissiongeht dahin:

„Der hohe Provinziallandtag wolle beschließen,den Etat unverändert anzunehmen".
VorsitzenderBecker: Wünscht jemand zu der Vorlage das Wort? — Das ist nicht der

Fall. Dann schließeich die Verhandlung und darf ohne besondere Abstimmung feststellen, daß
Sie den Etat genehmigen.
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Wir gehen znr Berathung des fünften Gegenstandes der Tagesordnung über:
Antrag der I. Fachcommission zu dein Etat für die Verwaltung der
Provinzialmuseen zu Bonn und Trier,

Berichterstatter ist ebenfalls Herr Abgeordneter Guilleaume, dein ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Guilleaume: Meine Herren! Der Etat der Provinzial¬

museen zu Bonn und Trier für die Etatjahre von: 1, April 1897 bis 31, März 1898
und vom 1, April 1898 bis 31, März 1899 schließt ab in Einnahme und Ausgabe mit der
Summe von 39 825 Mark, Die einzelnen Posten sind in Einnahme und Ausgabe unverändert
zum Vorschlag gebracht worden, und geht der Antrag der I, Fachcommissiondahin, den Etat
der Provinzialmuseen zu Bonn und Trier für die obenerwähnten Etatsjahre unverändert anzu¬
nehmen. In diesem Sinne wolle das hohe Haus beschließen,

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort. Dann schließe ich die
Verhandlung und stelle ohne besonderenBeschluß fest, daß der Landtag den Antrag auch seiner-
feits genehmigt hat.

Wir kommenzum fechsten Gegenstand der Tagesordnung:
zu dem Etat für gewerbliche Zwecke.

Ich gebe wiederum Herrn Abgeordneteil Guilleaume, dem Berichterstatter, das Wort,
Berichterstatter Abgeordneter Guilleaume: Meine Herren! Der Etat für gewerbliche

Zwecke für die Etatsjahre 1897/99 Meßt in Einnahme und Ausgabe mit der Summe von
67 000 Mark ab. Die einzelnen Posten sind ebenfalls unverändert zum Vorschlag gebracht
worden und geht der Antrag der I. Fachcommissiondahin, den Etat für gewerbliche Zwecke für
die beiden oben erwähnten Etatsjcchrcunverändert anzunehmen. In diesen: Sinne wolle das hohe
Haus beschließen.

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die
Verhandlung und darf ohne besonderen Beschluß feststellen, daß der Landtag den Etat auch
seinerseitsgenehmigt hat.

Wir kommen zum siebenten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht des Provinzialausschusses
über die Ausführung des Beschlusses des 39, Rheinischen Provinzial-
landtags, betreffend die Vertheiln«g der Einquartierungslast im Frieden.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLinz, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterLinz: Meine Herren! Der Antrag der Ihnen bezüglich der

Einquarticrungslast vorliegt, gipfelt darin, Machst die weiteren Maßnahmen der Staatsregicnmg
und die Entwickelungder sich daraus ergebenden Verhältnisse abzuwarten. Meine Herren, dieser
Antrag fußt auf der Behandlung der Angelegenheit in unfern letzten beiden Prvvinziallandtagen,
und es wird deshalb gut sein, wenn ich, allerdings nur mit ganz kurzen Worten, auf die
Verhandlung der Angelegenheitin den letzten beiden Landtagen zurückkomme.

Im 38. Provinziallandtag, meine Herren, im Jahre 1894 waren die Ansichten darüber,
°b die Provinz eintreten solle oder nicht, sehr getheilt. Die Einen befürworteten diesen Antrag
sehr stark und sagten: Die Taschen offen, weil es fo nicht weitergehen kann, weil den Kreisen
absolut geholfeu werden muß. Die Anderen hingegen, meine Herren, stellten sich auf den anderen
Standpunkt und fügten: nein, hier liegt keine Verpflichtung der Provinz vor, fondern eine
Verpflichtung des Reiches. Meiner Auffassung nach, meine Herren, kam eine entscheidende
Wendung in diese Debatte hinein durch ein Schreiben, das Se. Excellenzder Herr Ober-Präsident
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so gütig war zu verlesen, ein Schreiben des Herrn Ministers des Innern, das dahin ging,
daß in Zukunft verschiedene Erleichterungenbei der Einquartierungslast ins Auge gefaßt seien, vor
allen Dingen die Errichtung eines Biwaks bezw, eines Lagers bei Elscnborn, dann auch Regiments-
exerzierenin der Nahe der großen Garnisonen, Vor allem aber, meine Herren, wurde darauf
hingewiesen, daß von höherer Stelle aus eine Erhöhung des Servises in Aussicht genommen sei
und ebenso, daß in Aussicht genommen sei, eine Einquartierung mit Verpflegung eintreten zu lassen.
Daraufhin beschloß der Provinziallandtag und zwar fußend auf diesen mitgetheilten Schreiben:

„Er nimmt mit Dank Kenntniß von der Absichtder Militärverwaltung, die Soldaten
möglichst nur mit Verpflegung einzuquartierenund beauftragt wiederholt den Provinzial-
ausschuß,bei dem Herrn Reichskauzleidahin vorstelligzu werden, daß die Entschädigung
der Quartiergeber erhöht werden solle".

Beim 39. Provinziallandtag, meine Herren, trat schon die Stellungnahme, die im
Vorjahre etwas vereinzelt auftrat, nämlich, daß die Provinz als solche nicht verpflichtetsei, stark
iu den Vordergrund und es wurde seinerzeitvon dein Herrn Referenten dem Ausdruck gegebenund
das Haus fchloß sich der Auffassung an, daß es durchaus gewagt sei, in einer Zeit, als die
Geneigtheit der Regierung vorlag eine Erhöhung des Scrvistarifs vorzunehmen, nunmehr mit
Provinzialmitteln einzutreten. Darauf fußeud, beschloß der Provinziallandtag, nunmehr die weiteren
Maßnahmen der KöniglichenStaatsregierung abzuwarten uud den Herrn Ober-Präsidenten zu
bitten, statistische Ermittelungen darüber anstellen zu lassen, in wie weit bis jetzt die im Jahre 1894
in Aussicht gestellten Erleichterungender Quartierlast auch thatsächlich ciugetretenseien. Meine Herren,
das Resultat dieser Ermittelungen liegt Ihnen vor und da verweise ich speziell in Drucksache 9 auf
die Zusammenstellung«ud „N". Da werden Sie finden, meine verehrten Herren: aus Spalte 1
der Tabelle L ergiebt sich zur Evidenz, daß iu den letzten Jahren, vom Jahre 1892 ab, die
Gesammtzahlder mit VerpflegungeinquartiertenTruppen diejenige der ohne Verpflegungeinquartierten
übertrifft. Sie sehen hier die Zahl, meine Herren, Spalte 1 im Jahre 1892: mit Verpflegung
einquartiert 464 219 gegen 800 000 ohne; mit Verpflegung im Jahre 1893: 425 000, ohne
17500N; mit Verpflegung im Jahre 1894: 723 000, ohne 166 000. Sie sehen also, meine
Herren, ganz gewaltige Verschiebungen.

Was diese nackten Zahlen bedeuten, meine Herren, springt sofort in die Augen, wenn
man bedenkt,daß die Quarticrgeber, die ohne Verpflegung Einquartierung erhielten, nur die
6 Pfg. für die Naluralvcrpflegung erhalten, mährend diejenigen, die mit Verpflegung Einquar¬
tierung bekamen, beim Kantonnementsquartier 60 Pfg, und bei Nachtquartier 80 Pfg. erhalten.
Dementsprechend,meine Herren, werden Sie auch finden in Tabelle L Spalte 2, daß bei der
Einquartierung mit Verpflegung und zwar entsprechend dem Wunsche des Provinzillllandtages,
die Verpflegungssätzegestiegensind. Also ich wiederhole, meine Herren, bei der Einquartierung
mit Verpflegung sind die Verpflegungssätzegestiegen,und das hängt damit zusammen, daß, wie
ich bereits die Ehre hatte dem hohen Hause zu sagen, — bei der Kantonnementsoerpstegung,
6V Pfg. gezahlt werden und bei der Verpflegung auf Marschquartier 80 Pfg. bezahlt werden.
Es war immer der Wunsch des Provinziallandtages, daß möglichstdie höheren Sätze der Marsch'
Verpflegungangewandt werden sollen. Aus der Tabelle L ergicbt sich mit Evidenz, daß factisch
während dieser Zeit eine Erhöhung bei der Verpflegungder Truppen eingetretenist, daß also folglich
die höheren Sätze der Marschverpflegunggewährt worden find. Das stimmt auch, meine Herren,
mit den Erfahrungen überein, die ich persönlich in meinen, Kreise gemacht habe.
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Endlich, meine Herrrn, um noch einmal auf die Tabelle ü zurückzukommen, ergiebt sich
auch und zwar als nothwendige Folge des eben Vorgetragenen, daß das Verhältniß, in dem der
Staat beitragt zu den Einquartierungslastcn, ein stärkeres gewordenist gegenüber dem Verhältniß,
in dem die Gemeinden beitragen. Der Staat zahlte im Jahre 1892: 487 960 Mark, gegenüber
den Gemeinden, die nur 392 000 Mark zahlten. Im Jahre 1893 zahlte der Staat 394 000
Mark gegen 339 000 Mark der Gemeinden, im Jahre 1894 sogar 700 000 gegen 671 000 Mark der
Gemeinden und im Jahre 1895: 401000 gegen 389 000. Sie sehen daraus, meine Herren, den
springenden Punkt, daß nunmehr entgegen dem früheren Verfahren jetzt der Staat mehr giebt
als die Gemeinden. Also thatsächlich,meine Herren, sind Erleichterungen eingetreten.

Der Hinweis auf das Lager in Elsenborn, meine Herren, wurde in der Commission
etwas abfällig beurtheilt, und zwar aus dem Grunde, weil man der Ansichtwar, daß das Lager
in Elfenborn für einen bestimmten Theil der Provinz einen großen Uebelstand hat, nämlich den,
daß ein großer Theil der Truppen ganz bestimmte Gegenden als Zuzug zu dein Lager nach
Eisenborn wählt, daß in Folge dessen also verschiedene Gegenden der Provinz zu einer Art Heer¬
straße geworden sind, auf der immer die Truppen nach Elsenborn hin und zurück marschieren,
und es ist dem Wunsche Ausdruck gegeben worden, wenn es möglichsei, sollte doch darauf hin¬
gewirkt werden, daß die Truppen auch etwas andere Wege wählten, nicht immer dieselben Wege,
die sich in jedem Jahre wiederholen.

Dann, meine Herren, finden Sie aber auch in der Drucksacheeinen kleinen Hinweis
darauf, daß ärmere und früher fehr belastete Gegenden nunmehr weniger belastet seien. Auch
dieser Hinweis wurde etwas pessimistischbeurtheilt und zwar aus den: Grunde, weil man
annahm, daß es sehr viele andere Kreise geben würde, die auch arm sind, und die doch wohl
auch trotz der hier angeführten Zahlen für 1891, 92, 93, 94 und 95 leine Entlastung, sondern
eine zunehmende Vclastung auszuweisen haben, und zwar einfach aus dem Grunde, meine Herren, weil
nach den Erfahrungen, die man gemacht hat, doch thatsächlichdie Einquartierung, die Manöver
sich immer in ärmeren Gegenden der Provinz abspielen müssen, erstens einmal wegen der
geringeren Flurentschädigung — aber nicht nur aus dem Grunde allein, sondern auch aus
luetischenGründen, weil bekanntlichdas kupirte Terrain unserer ärmeren Gegenden der Provinz
sich mehr zu einem Mannövertcrrain eignet.

Also in dieser Beziehung versprach man sich aus diesen beiden angegebenen Gesichts¬
punkten aus dem Lager von Elsenborn ebensowohl, wie aus der Zusammenstellung, woraus
hervorgehen soll, daß die ärmeren Gegenden besonders bevorzugt seien, keinen zu großen Erfolg,
bczhsw. zog keine zu günstigen Schlußfolgerungen daraus.

3iuu, meine Herren, war die Frage, wenigstens für die Commission; was sollte sie nun
thun? Die Commissionist der Ansicht gewesen, meine Herren, daß sie sich nicht für befriedigt
erklären kann, — das kommt ja auch in dem Antrage nicht zum Ausdruck -, fondern ste null
weitere Maßnahmen der Königlichen Staatsregierung abwarten; uud da stand vor allen Dingen
prinzipiell, meine Herren, das wiederhole ich, - die Commissionauf dem Standpunkt, daß eine
Verpflichtung der Provinz nicht anzuerkennenfei, und daß dementsprechend gerade jetzt, wo die
Erhöhung des Seroistarifs i» Aussicht stäude, eiu Einspringen der Provinz als solche nicht
«»gebracht sei Sie erstrebt vor allen Dingen, meine Herren, die Erhöhung der Verpflegungs¬
sätze. Das soll mit diesem Ausdruck gesagt sein: sie will die weiteren Mahnahmen der Staats¬
regierung abwarten Meine Herren, was soll der Bauer bekommen?Ich bemerke, meine Herren,
von vornherein: es ist ja ganz klar, selbst der ärmste Eiselbauer freut sich, wenn er das zweierlei

21
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Tuch bei sich sieht; aber, meine Herren, das Vergnügen ist für ihn ein sehr theueres. Man
wünscht also nur, daß die Verpflegungssätzeerhöht werden sollen, und wenn sie mich fragen:
was soll der Bauer bekommen? — ja, meine Herren, dann gebe ich Ihnen klipp und klar die
Antwort: er soll weder Marschoerpftegungssätzenoch Kantonnementsuerpflegungssätzebekommen; er
soll nicht mehr und nicht weniger bekommen, als das, was er factisch für die Leute ausgiebt,
und da, meine Herren, steht es unbedingt fest, daß er bis jetzt zu wenig bekommt.

Ich darf Sie, meine Herren, auf die Tabelle hinweisen, die im Jahre 1894 hier in
einer sehr eingehendenArbeit dem Prouinziallandtag vorgelegen hat. Daraus geht evident hervor,
dah die Zuschüsse,die aus Privatmitteln flössen, differircn zwischen 1,38 bis 1,» Mark. Der
Mann bekommt aber, meine Herren, bei dem höchsten Verpflegungssatz 80 Pfennige. Das ist
doch eine ganz kolossal große Differenz. Meine Herren, diefer Verpflegungssatzvon 80 Pfennigen,
der nur im günstigsten Falle gewahrt werden kann, wenn die Marschquartiersätzegewährt werden
— dieser Verpflegungssatz von 80 Pfennigen, meine Herren, ist festgestellt worden im Jahre
1875 durch Gesetz vom 13. Februar l8?5. Daß während der 21 Jahre, meine Herren, eine
große Steigerung eingetreten ist, liegt auf der flachen Hand und bedarf keiner näheren Ausführung
und zwar, um so weniger, meine Herren, als faktifch im Jahre 1887 die Sätze für die Offiziere
erhöht worden sind. Da im Jahre 188? durch Gesetz vom 21. Juni 188? eine Erhöhung der
Verpflegungssätzefür die Offiziere eingetreten ist, meine Herren, liegt der Schluß doch fehr nahe,
daß da doch die Erhöhung der Verpflegungsfätze für die Mannschaften umsomehr geboten ist.
Sie ist umsomehr geboten, meine Herren, weil die Viktualien ja alle theurer geworden sind und
andererseits, weil der gemeine Mann ja grade bei den kleinen Quartierwirthen einquartiert wird,
während die Offiziere doch meistens bei den besseren Ständen einquartiert werden; also diejenigen
Personen, die besser gestellt sind, bekommen die Offiziere mit erhöhten Sätzen, während der
einfachereMan» die Mannschaften mit den noch beibehaltenenniedrigen Sätzen vom Jahre 18?5
bekommt, das ist unbedingt eine Härte.

Selbst wenn nur eine Erhöhung auf eine Mark vorgenommen würde, fo würde dein
Bauer fchon damit ein großer Gefallen gethan werden. Wir glauben deshalb immer darauf
hinweifen zu müssen, daß es Pflicht der Neichsregierung ist, die der allein verpflichtete Faktor
der Einquartierungslast ist — würde die Provinz eintreten, so würden die Provinzialabgaben
jedenfalls erhöht werden müssen; wir erweisen den Bauern auch keinen Gefallen damit — ich
fage also, daß es Pflicht der Neichsregierung sein wird, eine Erhöhung der Sätze eintreten zu
lassen und zwar, meine Herren, nicht nur allein der Sätze für das Naturalquartier, sondern auch
der Verpflegungsfätze,die ich Ihnen eben bereits mitgetheilt habe. Der gegenwärtigeVerpflegungs¬
satz für das Murschquartier, vom Kantonnementquartier gar nicht zu sprechen, ist ja viel zu
gering; das sind ja blos 80 Pfennige und die Commission war einstimmig der Ansicht, daß
die Erhörung unserer gerechtfertigtenWünsche vor allen Dingen von der Stelle ausgehen möge
und werde, die schon so außerordentlich viel für die ärmeren Theile unferer Provinz gethan hat-
Meine Herren, ich will endlich noch die Mythe zerstören, als ob der Nothschrei bezüglich der
Einquartierung, wenn überhaupt, nur aus den ärmeren Gegenden erschallte. Das ist nicht der
Fall. Die ganze Provinz, meine Herren, verlangt eine Erhöhung, und zwar aus dem Grunde,
weil Gott sei Dank die ganze Provinz ein solches Band der Gemeinsamkeitverbindet, daß, wenn
ärmere Gegenden leiden, die anderen es doppelt warm mit empfinden, und darum bitten wir
um diese Hilfe. (Beifall.)

VorsitzenderBeÄer: Der Herr Ober-Präsident hat das Wort.
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KöniglicherLandtagscommissarius Ober-Präsident Nasse: Meine Herren! Auch ich halte
die Einquartieruugslast namentlich in den ärmeren Gegenden der Provinz für eine erhebliche
Bedrückung lind habe mich bereits wiederholt bemüht, in dieser Beziehung eine Erleichterung und
Abhülfe zu schaffen. Die heutige Verhandlung, die Rede des Herrn Referenten, wird mir Ver¬
anlassung geben, in meinen Bemühungen weiter fortzufahren. Ich will hoffen, daß sie einigen
Erfolg haben, (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Es meldet sich sonst Niemand zum Wort. Dann schließe ich die
Verhandlung.

Wir kommenzur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Antrage der
I. Fachcommissiongemäß beschließen wollen, — zunächst die weiteren Maßnahmen der Staats¬
regierung und die Entwickelung der sich daraus ergebenden Verhältnisse abzuwarten — sich zu
erheben. (Geschieht.) Das ist die große Mehrheit.-(Zurufe: Einstimmig!) — Das ist einstimmig
angenommen. — Dann müssen wir aber doch die Gegenprobemachen, wenn Sie dies im Protokoll
vermerken wollen. Dann bitte ich diejenigen, welche gegen den Antrag sind, sich zu erheben. —
Das ist nicht der Fall. Dann stelle ich die Einstimmigkeit fest und bitte, das im Protokoll
zu vermerken.

Wir kommen dann zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und zu den Antrügen des
Provinzialausschusses, betreffend Bewilligungen aus dem Dispositions¬
fonds des Provinziallandtags (Ständefonds), in Verbindung hiermit die
Petition der Stadt Andernach, des Dechanten Müller in Kullburg,
Karl vom Berge ^uu. aus Lenuep und des Vorstandes der St. Remigius-
kirche in Bonn.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr Abgeordneter Linz, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterLinz: Meine Herren! Wenn ich bitten darf, die Dmcksachc

Nr. 10 zur Hand zu nehme», so werden Sie auf Seite 2 finden, daß im Ganzen in diesem Jahre
aus dem Ständcfonds 168 318 Mark zur Verfügung stehen. Die sollen nun wie folgt vertheilt
werden: Der erste Antrag geht dahin, zur Ncstanrirnng von Grabdenkmälern in der evangelischen
Pfarrkirche zu Simmern 2500 Mark zu verwende». Bezüglich des architektonische» Werthes,
meine Herren, hebe ich hervor, daß nach dem Gutachte» des Rheinische»Herr» Provinzial-Conser-
vaturs das Denkmal ein Werk hervorragender RheinischerRenaissance-Kunstist und die Ueberrcste
des im Jahre 1598 verstorbenenHerzogs Rcichard von Spoiiheim birgt. Die Cummissiu» beantragt,
entsprechend dem Vorschlagedes Provinzialausschusses,2500 Mark zur Restaurirung dieses seltenen
Denkmals zu bewilligen.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Dann schließe ich die Ver¬
handlung und darf wohl ohne besondereAbstimmung feststellen,daß der Landtag mit dem Vor¬
schlage für Simmern einverstandenist.

Wir kommenzur uachstcu Nummer: „Düsseldorf".
Berichterstatter AbgeordneterLinz: Es folgt weiter, meine Herren, ein Antrag des Kirchen-

Vorstandes der St. Lamvertus-Pfarrkirche auf Gewährung einer Beihülfe zu den Koste» der
Restauration des Grabdenkmals Wilhelms des Reiche».

Mci»c Hcrre»! Bei dieser Position habe ich Ihnen mitzutheilen, daß in der Commission
von einer Seite die Verpflichtung der Kirche, für das Dcicknal aufzukommen,besonders betont
Wurde, und daß mau sich deshalb abgeneigt zeigte, die Position zu bewilligen Dem gegenüber,
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meine Herren, wurde aber ausgeführt, daß es wohl nicht Sache der Kirchengemeindesein könne,
das nicht kirchlichen Zwecken gewidmeteGrabmal aus Kirchcnmitttcln zu rcstauriren, daß deshalb
die Kirche für diesen Zweck wohl keine Umlagen erheben könne und daß deshalb die Prastations'
fähigkeitnicht sehr stark in Betracht komme Weiter aber, meiue Herren, wurde auch angeführt,
daß man sich täusche, weun man annähme, daß die St. Lambertus-Pfarrgemeinde eine besonders
leistuugsfähigesei, Sie verfüge allerdings über eine große Anzahl von Vewuhucrn, die aber meistens
den ärmeren Kreisen angehören und speziell, was die reicherenKlassen anbetrifft, so zöge sich der
größere Theil dieser reicheren Kirchcneingcscsscncn in die besser gelegeneu Stndtthcile zurück. Ueber-
dies seien die Denkmäler, die die Reste der Angehörigen des belgischenFürstenhauses bergen, an
uud für sich von hohem Knnstwerth nnd von ebenso großem historischem Werth und darum wäre
es doppelt zu bedauern, wenn sie zu Grunde gingen, was voraussichtlichder Fall sein würde,
weun die Provinzialunterstütznng nicht gewährt würde.

Diesen Ausführungen trat die Commissionbei und empfiehltIhnen deshalb, während der
Provinzialausschuß die Ablehnung beschlossen hatte, 2000 Mark aus Prouinzialfuiios zu gewähren,

VorsitzenderBecker: Wünscht Jemand zn diesem Theile der Vorlage das Wort? — Das
ist nicht der Fall, Ich schließe die Verhandlung und darf auch hier ohne besondereAbstimmung
feststellen, daß der Landtag dem Vorschlage des Ausschussesentgegen für die Restauration dieses
Grabdenkmals 2000 Mark bewilligt hat.

Dann bitte ich fortzufahren.
BerichterstatterAbgeordneter Linz: Meine Herren! Ls folgt dann ein Antrag der Stadt

Koblenz und zwar auf Gewährung eines Zuschusses zu den Kosten des Crwerbes der alten Burg
iu Cobleuz für die Stadt Loblenz. Die veranschlagten Gesammtkostenbetragen 145 000 Mark.
Vs wird vom Provinzialausschußvorgeschlagen, — und diesem Vorschlagist Ihre Commissionbeige^
treten — 35000 Mark zu bewilligen.

Meine Herren! Was den Werth der Burg angeht, so verweise ich nur darauf, daß das
Bauwerk wohl allen Rheinländern bekannt ist. Wenn Sie sich Coblenz nähern, so wird Ihnen
sofort links von der Moselbrücke,wenn Sie von Köln kommen, die Burg ausfallen. Sie bildet
gradezu den Mittelpunkt der interessantenMoselansichtvon Coblenz und sie hat nicht nur, meine
Herren, sehr viele Künstler begeistert, sondern ich bin der Ansicht, daß jeder, der dort vorbei¬
gefahren ist, mit Wohlgefallen dieses hervorragend schöne Bauwerk sich angesehen hat. Wenn
diese Burg fiele, meine Herren, würde eine große Lücke in das ganze Städtebild hineingerissen,
und zwar eine um so empfindlichereLücke, als, wie das hohe Haus nicht außer Acht lassen darf,
in der Nähe das Prouinzial-Kaiserdenkmal errichtet wird.

Was den Werth des Denkmals angeht, meine Herren, so ist es lange Zeit, und zwar
Jahrhunderte lang der Lieblingssitz und die zweite Residenz der Trierer Kurfürsten gewesen.
Damit ist der historische Werth ja vollständig gekennzeichnet. Ich muß kurz darauf zurückkommen,
meine Herren, auf welchen Grundlagen das ganze Arrangement beruht, das Ihnen hier vor¬
geschlagen wird Das ganze Gelände, meine Herren, auf dem die Burg steht, ist im Jahre 1892
zu 250 000 Mark taxirt worden und wird jetzt angeboten zu 145 000 Mark Davon soll die
Stadt geben 70 000 Mark, der Staat 40 000 Mark, — ich darf dabei nicht unerwähnt lassen,
das. Seine Majestät Allerhöchst Ihr eigenes Interesse für die Erhaltung der Burg auch kund
gegeben haben, — und die Provinz soll unter diesen Voraussetzungen 35 000 Mark geben.

Meine Herren! Wenn dieses Arrangement nicht zu Stande kommt, dann wird unbedingt
die Burg verkauft werden Die Burg ist einstweilen in ungctheiltem Priuatbesitz, einem Privat-
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besitz, der aber nunmehr getheilt werden muß. Wird ein Zuschuß von der Provinz nicht gewährt,
so ist es ganz klar, meine Zerren, daß unter völliger Preisgabe des architektonischen Werthes der
Burg, diese zu spekulativen Zwecken ausgebaut werden wird. Das liegt auf der flachen
Hand, und wenn sie zu spekulativenZwecken ausgebaut wird, meine Herren, so wird die Lücke
entstehen, die ich eben, entsprechendden in der Commission hcrvorgetretenen Mittheilungen, als
eine sehr empfindlicheLücke für das Städtebild bezeichnet habe. Meine Herren, es ist allerdings
von einer Seite dagegen der Einspruch erhoben worden: man würde, sagte man, einen bösen
Präcedcnzfall schaffen, wenn man der Stadt Coblenz für ihre eigenen Zwecke einen Zuschuß
gewahrte, da doch das Gebäude in den Besitz der Stadt Coblenz überginge und von ihr für ihre
Zwecke verwerthet würde.

Von anderer Seite, meine Herren, wurde aber in lebhafter Weise ausgeführt, daß dem
doch wohl nicht so sei, und daß die Stadt, an die momentan gerade sehr große Anforderungen
herantreten, die den Herren ja wohl bekannt fein werden — ich erinnere an die Stadterweiterung
und die damit verbundenen großen Aufgaben — daß, fage ich, die Stadt nur nach sehr schweren
Kämpfen an die Bewilligung herangegangen sei und daß diese Bewilligung nur von dein ethischen
Grunde getragen wurde, der Stadt und damit der ganzen Rheinprovinz ein so selteneshistorisches
Baudenkmal zu erhalten. Es wurde hierbei hervorgehoben,daß Seitens der Stadt Coblenz nicht
nur allein die 70 000 Mark für den Ankauf der Burg, für die Errettung des Bauwerkes als
solches, gegeben ist, sondern daß die Stadt auch noch weitere 40 000 Mark zur Verfügung gestellt
hat, um den etwas verfallenen Bau von seinen Schlackenzu reinigen und ihn in neuein Glänze
wieder erstehen zu lassen. Es wurde von dieser Seite hervorgehoben, meine Herren, daß mit
einer verhältnißmäßig doch sehr großen Summe, die also im Ganzen für die Stadt Coblenz
l 10 000 Mark beträgt, eine Ausgabe geschaffen sei, die niemals im Verhältniß stehen könne zu
dem, was die Stadt dadurch erreicht, und zwar um so mehr, als, wie in der Commissionmit¬
getheilt wurde, factisch zu verschiedene!, Zwecken, für die die Burg der Stadt dienen sollte, sie
sich gar nicht als brauchbar erwiesen hat, sodaß also momentan die Stadt trotz der großen Aus¬
lagen vor einem Vanwcrke steht, dessen Verwendung für ihre Zwecke sie überhaupt uoch gar
nicht keunt. Damit sei doch mit nackten und bestimmten Worten ausgesprochen, daß die Stadt
eben bei der großen Bewilligung von 110 000 Mark, die sie jetzt besonders drückt, doch von rein
ethischen Gesichtspuukteugetragen worden sei, und daß deshalb wohl von der Provinz zu erhoffen
sei, daß durch die Bewilligung der beantragten Summe von 35 000 Mark nunmehr diefes fchöne
Bauwerk ihr und der Provinz erhalten bleibe.

Diese Gesichtspunkte, meine Herren, fanden Zustimmung Seitens Ihrer Fachcommission
und die Fachcommissionschlägt deshalb uur, 35 000 Mark für den eben genannten Zweck
zu bewilligen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung über diesen Theil der Vorlage. Das
Wort hat Herr Abgeordneter Courth.

AbgeordneterCourth: Ich beantrage nunmehr en dloo-Annahme des Restes der Vorlage
nach den Anträgen der Commission.

VorsitzenderBecker: Es ist der Antrag gestellt, den Rest der Vorlage en bloo anzu¬
nehmen. Dem Antrage kann nur stattgegeben werden, wenn von keiner Seite Einspruch erhoben
wird. - (Zuruf: «n. dloo mit Coblenz?) Natürlich, Coblenz und die folgenden Punkte. Es
wird von keiner Seite Einspruch erhoben. Dann kommen wir zur Beschlußfassungüber den
Antrag Courth, die ganze Vorlage ou dlu« anzunehmen, einschließlichder Petitionen, meine Herren,
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bei denen ja die I. FacheommissionAenderungen hat eintreten lassen. — Auch dagegen wird kein
Bedenken laut. Dann bitte ich diejenigen Herren, welche den bis jetzt unerledigten Rest der
Vorlage «n Klo« annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große Mehrheit,
Die Vorlage ist angenommen.

Jetzt kommenwir zum 9. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Facheommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Festsetzung von Pauschalsummen für einzelne
Beamten oder Beamtcnklasscn an Stelle der reglcmcntsmäßigen Tage¬
gelder uud Reisekosten,

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFreiherr von Cuels, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Coels: Meine Herren! Der Provinzial-

nusschuß schlägt Ihnen vor, dem Reisekosten-Reglementfür die Provinzialbcamtcn einen Paragraphen
hinzuzusetzen,der den Provinzialausschuß berechtigt,

„auf Vorschlag des Landesdirektors für einzelne Beamten oder Beamtenllasscnalljährlich
bestimmte Pauschalsummen festzusetzen,welche für die innerhalb des Amtsbezirks
erforderlichenDienstreisen an Stelle der in diesem Reglement vorgesehenenTagegelder
und Reisekosten treten".

Die Höhe der wirklicherwachsenden Reisekosten und derjenigen, die nach dem Reglement
gezahlt werden, ist sehr abweichend. Besonders ist der Unterschiedsehr groß, wenn größere
Eisenbahnfahrten gemacht werden. Groß ist er aber auch bei Landreiscn, die zahlreiche Prouinzial-
beamtc, z. B. die Landcsbauinspektorcn,vielfach auf dem Zweirad ausführcu. Diese erheblichen
Differenzen haben zn manchen unliebsamen Erörterungen geführt, wie uns in der Commissionmit¬
getheilt worden ist. Diese Erörterungen sollen durch die beantragte Aenderimgabgeschnittenwerden.

Die Commission schlägt Ihnen vor, den Antrag des Provinzialausschusses unverändert
anzunehmen.

Betont wird dabei noch, daß, wenn vielleicht in absehbarer Zeit eine Aenderung des
Reisekosten-Reglementsfür die Staatsbeamten eintreten sollte, dann auch wieder heranzutreten ist
an eine Aenderung des Reisekosten-Reglementsder Pruvinzialbeamten,

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammhcim: Meine Herren!
Ich stelle den Antrag zur Diskussion und frage, ob Jemand das Wort verlangt. Das ist nicht
der Fall. Dann schließe ich die Diskussion nnd darf wohl annehmen, daß Sie mit dem Antrage
des Herrn Berichterstatters einverstandensind.

Wir kommendemnach zum 10. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Facheommission zu dem Bericht und zu den Anträgen des
Provinzialausschusses, betreffeud die Petition der Landbürgcrmeister der
Rheinprovinz um Herabsetzung des Beitrages zur Wittwen- und Waise«-
vcrsorgungs-Anstalt für die Communalbcamtcn der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Hagen, dem ich hiermit das Wort ertheile.
Berichterstatter Abgeordneter von Hagen: Meine Herren! Die Landbürgcrmeister bitten

in der Ihnen vorliegenden Petition vom 10. August vorigen Jahres nm Folgendes:
„Der hohe Provinziallandtag wolle vom 1. April 189? ab die Wittwenkassenbciträgc
von 5 auf 3°/„ herabsetzen".

Das von Ihnen seiner Zeit genehmigteStatut über die Errichtung einer Wittwen- und
Waisenversorgungsanstaltfür die Communalbeamtender Rhcinprovinzvom 19, Mai 1891 bestimmt
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im § 3: „Der Communalvcrband ist verpflichtet,für jeden Beamten, hinsichtlich dessen der Veitritt
zur Versorgungsanstalt erfolgt ist, einen Wittwen- nnd Waiscnkasscnbcitragvon 5°/« des peusions-
berechtigtenDiensteinkommcnsdes Beamten und nach crfolgtcr Pcnsiuniruug desselben 5"/,, der
Pension an die Versorgungsanstalt zu zahlen, uud zwar auch für die Zeit, in welchernach dem
Tode des Beamten den Hinterbliebenen dessen Dicnsteinkommcnoder Pension fortzugewährenist".

Andererseits sieht der § 20 daselbst vor: „Dem Beschlusse des Prooinziallandtagcs
bleibt es vorbehalten, zu bestimmen ob, in welchem Betrage und für welchen Zeitraum die Jahres¬
beiträge der Communalverbände herabgesetzt werden können".

Gegen die beantragte Herabsetzung,meine Herren, sprechen mm zur Zeit eiue Reihe von
Bedenken. Die eingehendenErmittelungen, die bei der Errichtung der Anstalt hinsichtlich der
Beitragspflicht stattfanden, machten an sich den Beitragssatz sogar von 6«/<> des Einkommens
nothwendig, wie er zur Zeit noch in den Provinzen Westfalen und Pommern thatsächlicherhoben
wird. Die Tendenz der Anstalt aber als Wohlfahrtsinstitut ließ den ermähigten Satz von 5«/o,
wie er nachher im Statut aufgenommen ist, als hinlänglich erscheinen. Nun, nach einem noch
kau,» 5jährigen Bestände der Anstalt, hieran schon wieder zu rütteln und den Satz von »«/»
eintreten zu lassen, mußte doch außerordentlich bedenklich erscheinen, und zwar umsomehr, als
namhafte Techniker auf dem Gebiete des Versicherungswefensbezw. das Neichsversicherungsamt
selbst sich noch neuerdings gegen eine so erhebliche Herabsetzungder Beiträge ausgesprochenhabeu.
Hiernach erschien es also als ein einfaches Gebot der Sicherheit, der Petition die Zustimmung zu
versagen. Ob eine Erhöhung der Wittwen- und Waiscngclder der Staatsbeamten später
Aenderungen auf diesem Gebiete im Bereiche unseres Statuts bedingen wird, das bleibt auch
einer späteren Erwägung vorbehalten.

Dagegen ist es für angezeigt erachtet worden, einige Erleichterungen hinsichtlich des
Einkaufsgeldes zu gewähren. Eine Bestimmung, daß bei späterem Eintritt der Verbände ein
besonderes Aequivalent unter Zugrundelegung der ersparten Jahresbeiträge gewährt werden solle,
ist im Interesse der ausgleichenden Gerechtigkeit gegenüber bisher beitragspflichtigen Verbänden
nicht zu entbehren. Dieselbe Norm ist aber auch auszudehnen auf die Beamten, denen Pensions¬
berechtigung mit rückwirkender Kraft verliehen wird, oder welche durch den Veitritt eines
Verbandes unter Anrechnung zurückliegenderDienstzeit zur Anstellung gelaugen. Hier greift
jedoch die Erleichterung Platz nach den Ihnen vorgeschlagenenAenderungen, daß der Beitrag nur
vom Tage der Eröffnung der Anstalt, also vom 1. Januar 1892 ab, keinenfalls aber für die
vor diesem Termin liegende Dienstzeit, erhoben werden soll.

Als eine weitere Erleichterung ist es zu betrachten, daß der Landesdirektor befugt sein
soll, den Communalverbänden die ratenweise Zahlung des Einkaufsgeldes auf Autrag zu gestatten,
sofern die Finanzlage der Antragsteller dieses angezeigt erscheinenläßt.

Ferner soll bezw. kann an Stelle des Einkaufsgeldes die Zahlung eines Zuschlages zu
den Wittwen- und Waisenkassenbeiträgen,und zwar, wenn der Beitritt bis zum 1. April 1900
erfolgt, in Höhe von 1,°°/«, wenn der Beitritt nach dem 1. April 1900 erfolgt, in Höhe von
2«/« der den Beiträgen zu Grunde liegenden Diensteinkommen auf die Dauer von 20 Jahren
übernommen werden.

Diese Fragen, betreffend das Eintrittsgeld, sind zweckmäßig mit der Pctckon der Land-
bürgcrmeister verbunden worden.

Die I. Fachcommissionhat einstimmig beschlossen:
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„Der Provinziallandtag wolle den Anträgen des Provinzialausschusses entsprechend
beschließen".

Die Anträge des Provinzialausschusseslauteten:
„Provinziallandtag wolle
1. über die Petition der Landbürgcrmcister um Herabsetzung des Beitrages zur

Wittwen- und Waisenversorgungc>anstaltfür die Communalbcamtender Rheinprovinz
von 5°/« auf 3«/, zur Tagesordnung übergehen;

2. sich mit der vorgeschlagenenneuen Fassung des § 21 des Statuts der Wittwen-
und Wlliserversorgungsanstalt für die Communalbcamten der Nheinprovinz vom

^Te 3mber 18^ einverstanden erklären".
Die alte Fassung des § 21 lautete:

„Tritt ein Communaluerband der Versorgungsanstalt erst nach Ablauf eines Jahres
nach deren Eröffnung bei, fo hat er ein Einkaufsgeld zu zahlen, welches sich aus
den von ihm seit der Gründung der Anstalt bis zu seinem Eintritt ersparten Jahres¬
beiträgen zusammensetzt. Hierbei wird die Zahl und das Diensteinkommender Beamten
zur Zeit des Eintritts zu Grunde gelegt".

Die neue Fassung des Z 21 lautet:
„Tritt ein Communaluerband der Versorgungsanstalt erst nach Ablauf eines Jahres
nach deren Eröffnung bei, fo hat er ein Einkaufsgeld zu zahlen, welches sich aus den
von ihm seit der Gründung der Anstalt bis zu seinem Eintritt ersparten Jahres¬
beiträgen zusammensetzt.

Ebenso ist das Einkaufsgeld zu entrichten für Beamte, welche nach dem Veitritte
eines Communalverbandcs unter Anrechnung rückliegenderDienstzeiten zur Anstellung
gelangen, oder denen die Pensionsberechtigungmit rückwirkender Kraft verliehen worden
ist. Das Einkaufsgeld ist nicht zu entrichten für die vor dem Eröffnungstermine der
Anstalt — dem 1. Januar 1892 — liegenden Dienstzeiten.

Der Landesdirektor ist befugt, den Communalverbänden die ratenweife Zahlung
des Einkaufsgeldes auf Antrag zu gestatte«, sofern die Finanzlage der Antragsteller
dieses angezeigt erscheinen läßt.

An Stelle des Einkaufsgeldes kann die Zahlung eine« Zuschlages zu den
Wittwen- und Waiscnkassenbeiträgenund zwar, wenn der Beitritt bis zum 1. April 1900
erfolgt, in Höhe von 1,»°/«, wenn der Beitritt nach dem 1. April 1900 erfolgt, in
Höhe von 2"/o der den Beiträgen zu Grunde liegenden Diensteintommen, auf die
Dauer von 20 Jahren übernommen werden."

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Wir kommen
zur Diskussion. Meine Herren! Ich frage, ob Jemand das Wort verlangt. Das ist nicht der
Fall, — Dann schließe ich die Diskussion und darf wohl auch hier annehmen, daß Sie nach dem
Antrage des Herrn Referenten,

„der Provinziallandtag wolle den Anträgen des Provinzialausfchusses entsprechend
beschließen",

ebenfalls befchliehen.
Wir gehen dann über zu dem 11. Gegenstand der Tagesordnung:

Anträge der III. Fachcommiffion zu dem Etat für die Verwaltung und
die Unterhaltung der Provinzialstratzen — nebst den Unter-Etats
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^ über die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzial-
straßen,

L über die Verwendung des Eisenbahnfonds und
<ü über die Verwendung des Fonds zur Unterstützung des Gemcinde-

und Kreis-Wegebaues
für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899

und
zum Bericht und Antrag des Provinzialansschuffes, betreffend die

Gesuche
1. des Rheinischen Zweigvereins deutscher Rübenzuckerfabrikanten,
2. verfchiedener Industrieller an der Mülheim-Wipverfürth'er Prouinzial-

strahe und
3. der Industriellen an der Vrohl-Oberzissen'er Straße um Sistirung der

Ausführung des Gesetzes, betreffend die Voransleistnngen der Fabriken
:c. für den Wegebau.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Freiherr von Plettenbcrg-Mehrum. Ich ertheile
demfelben das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mehrum: Meine Herren!
Wie Sie aus der Drucksache Nr. 83 ersehen, hat Ihnen die III. Fachcommissionvorgeschlagen:

„die vorbezeichnetenEtats, vorbehaltlich der Entscheidung über den Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses,betreffendeinige Abänderungen des Vesoldungsplanes
für die Provinzialbeamten — Druckfachen.Nr. 4 — unverändert anzunehmen".

Ich tann mich in Folge dessen darauf beschränke»,einige Gesichtspunkte,die die Auf¬
merksamkeit der III. Fachcommissionerregten, Ihnen hier vorzutragen.

Ich bitte Sie, die Seite 454 des Etats für die Verwaltung und Unterhaltung der
Provinzialstrahen aufzuschlagenund sich Titel III. Nr. 2 anzusehen. Da wurde bei dem Punkte
„a. zur Deckungder ordentlichenAusgabe!," für die Verwaltung und Unterhaltung der früheren
Bezirksstraßen darauf aufmerksam gemacht, daß die Vezirksstraßen sich nicht mehr in dem guten
Zustande befänden, wie das früher der Fall gewesen wäre, und nicht in einem solchen Zu¬
stande, wie er als ein genügend guter bezeichnet werden könne. Es wurde ausdrücklichhervor¬
gehoben, daß der Vauverwaltung ein Vorwurf daraus nicht gemacht werden könne, weil man
anerkennen müsse, daß die Mittel, die der Etat feit 1884 in derselben Höhe aufweist, in Anbetracht
der Steigerung aller Löhne und Materialkosten nicht mehr als ausreichenderachtetwerden könnten.
Der Herr Landesbaurath, GeheimerVaurath Dreling setzte dann seinerseits auseinander, daß während
der Etat seit 1884 constant geblieben sei, trotzdem 500 Kiu Wegestrecke seitdem als Provinzial-
straßen übernommen wordenseien, und daß seit 1878 bis heute der Durchschnittspreisdes Materials
von 6 Mark 7? Pfg. auf 8 Mark 74 Pfg, pro Kubikmeter,das ist um 29,i«/«, und der Durch¬
schnittstagelohn von 1 Mark 69 Pfg. auf 2 Mark 11 Pfg-, das ist um 24,8° "/o gestiegensei.

Da nun die Commissionder Ansicht war, daß unsere Straßen in gutem Zustande erhalten
und, wenn sie nicht darin seien, wieder darin versetzt werden mühten, so wurde beschlossen:

„den Provinzialausschuß zu beauftragen, mit Rücksicht auf die Vermehrung der Pro¬
vinzialstrahen und die theurer gewordene Unterhaltung, sowie den vielfach stärker
gewordenen Verkehr auf denselben im nächsten Etat größere Mittel der Strahen-
verwaltung zur Verfügung zu stellen, auch den Provinzialausschuß ferner zu ermächtigen,
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im Falle sich hierzu die Nothwendigkeit schon jetzt ergeben sollte, Titel III. Nr. 2a,
der Einnahmen nnd Titel IV. Nr. 1 der Ausgaben um je 100 000 Mark zu erhöhen
und die betreffendeSumme bereiten Mitteln zu entnehmen".

Der Herr Landesdirektor, der selbst in der betreffenden Sitzung zugegen war, sprach sich
zu diesem Antrage zustimmend aus und glaubte in Aussicht stellen zu können, daß die hier
angezogenenbereiten Mittel sich wohl finden würden.

Sodann, meine Herren, richte ich Ihre Aufmerksamkeitauf Titel IV. Nr, 1 der Ein¬
nahmen „Vorausleistungen der Fabriken n, s. w, für die Unterhaltung der vormaligen Vezirks-
strahen auf Grnnd des Gesetzes vom 4, August 1891", zu dem verschiedeneGesuche und zwar
I. des RheinischenZweiguereins Deutscher Rübenzucker-Fabrikanten,2, verschiedener Industriellen
an der Mülhcim Wipverfürth'er Provinzialstraße und 3, der Industriellen an der Vrohl-Ober-
zissen'er-Straße vorlagen. Ich bemerke, daß noch ein viertes Gesuch pc»8t toswm eingelaufen ist,
w'lches wegen verspäteten Eingangs nicht mehr berücksichtigt werden konnte, im Ncbrigen aber in
seiner Tendenz den genannten Gesuchencongruent war. Es wurde nun in der Commissionda¬
rauf hingewiesen,daß dieses Gesetz über die Präzipualleistungcn vielfach eine große Mißstimmung
erzeugt hätte, und zwar vorzugsweise aus dem Grunde, weil concurrirendeGewerbetreibende,von
denen der eine an einer Eommunalstraße oder einer Provinzialstraße wohne, die früher nicht
Staatsstraße gewesen, und ein anderer, der an einer früheren Staatsstraße wohne, verschieden
behandelt würden, da das Gcfetz die früheren Staatsstraßen von den Präzipualleistungcn ausnimmt.
Es wurde darauf hingewiesen, wie vielfach die Frachten, die diese Präzipualleistungen tragen
müßten, an sich nicht sehr werthvoll wären und wie deshalb dieser Zuschlagzu deren Vefördcrnngs-
tosten bitter empfunden würde. Es wurde daran der Vorschlag geknüpft, auf diese Einnähn«
von 100 000 Mark Verzicht zu leisten.

Demgegenüber wurde darauf aufmerksam gemacht, daß wenn man diese 100 000 Mark
in Wegfall bringen wolle, dann — um den Etat zu balanciren — diese Summe an einer anderen
Stelle wieder gewonnen werden müßte, und daß das doch zu großen Unzuträglichkeiten führen
würde. Außerdem war vorgeschlagenworden, eine Wiederaufhebung des Gesetzeszu beantragen.
Dem konnte auch nicht entsprochenwerden, da darauf hingewiesenwurde, daß damit dann wieder
das Mißvergnügen vieler Communalcingesessencrgeweckt werden würde, zu dessen Beseitigung
gerade das Gesetz gemacht worden sei. Diese würden dann wieder große Beiträge für den Wege¬
bau zahlen und dabei sehen müssen, wie die von ihnen unterhaltenen Wege von wenigen und
nur in geringem Maße beitragenden Miteingesessenenin unverhältnißmäßigcr Weise benutzt und
abgenutzt würden.

Die Commission einigte sich unter Berücksichtigungdieser verschiedenen Gesichtspunkte
auf den Vorschlag, den Sie hier unter II a. des Antrages der Commission finden:

„im Sinne der ausgleichendenGerechtigkeit wiederholt bei der Königlichen Staats-
regicrung zu beantragen, daß das Gefetz vom 4. August 1891, betreffenddie Voraus¬
leistungen der Fabriken :c. für den Wegebau auch auf die frühere» Staatsstraßen
ausgedehnt werde, und selbstverständlichmit Rücksicht hierauf die vorstehend unter
II 1, 2 und 3 bezeichnetenGesuche um Sistirung der Ausführung dieses Gesetzes
nach bem Antrage des Provinzialausschusses als erledigt anzusehen".

Meine Herren! Auch diesen Antrag empfehleich Ihnen zur Annahme. Ich rufe Ihucu
in die Erinnerung zurück, daß, als uns das Gesetz, betreffend die Präzipualleistungen, zur Begut¬
achtung vurlng, die Majorität des Prouinziallandtages dem WunscheAusdruck gab, daß die Pm-
zipuallcistungcnauch auf die früheren Staatsstraßen ausgedehnt werden möchten.
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Meine Herren! Das sind die wesentlichsten Punkte, die die III, Fachcommission in Betracht
gezogen hat.

Wenn ich Ihre Aufmerksamkeitmm noch weiter auf Seite 466 lenken darf, so finden
Sie dort unter den Ausgaben Titel III, Nr, 1 die Gehälter für die Straßcnmeister und Provinzial-
straßenaufseher. Bei dieser Position wurde der Wunschder Straßcnmeister mitgetheilt, daß ihnen
eine höhere Besoldung und zwar eine solche Besoldung, wie sie die Bahnmeister an der Eisenbahn
haben, zu Theil werden möchte. Demgegenüber wurde aber seitens der Provinzialstraßen-Bauver-
waltung darauf hingewiesen,daß diese Herren so bedeutende Nebeneinnahmenhätten, daß sie damit
den Bahnmeistern durchaus gleich stäudcu und daß demnachihr Wunsch als ein berechtigternicht
anerkannt werden könne, Infolgedessenhat die Fachcommissiondavon Abstand genommen,bezüglich
dieses Wunscheseinen Beschluß zu fassen oder Ihnen einen Antrag zu unterbreiten.

Dann darf ich noch Ihre Aufmerksamkeit auf Seite 472 leukcu; da finden Sie die con-
grueute Stelle der Ausgabe» zu dem Titel III. 2 a der Eiuuahmcn. Das weitere crgiebt sich von
selbst aus dem, was ich dort vorgetragen habe.

Dann bitte ich weiter aufzuschlagen Seite 494 im Unteretat ll; da finden Sie Titel I.
„znr Bewilligung von Uutcrstützungcuzum Gemeinde- und Kreiswcgcbnn" Bei diesem wurde in
der Commissionhervorgehoben,daß eine Erhühuug des Fouds — wenn auch uicht für deu nächst¬
jährigen Etat, so doch für eine spätere Zeit — als wünschenswert!) erscheine. Der Herr Landes-
und Geheime Baurath Dreliug erklärte, daß die Proviuz einer solchen Erhöhung jedenfalls sympathisch
gegenüberstehen würde. Ohne daß also ein besonderer Antrag Seitens der Commissiongestellt
worden ist, empfehleich doch Namens derselbendein hohen Provinziallandtage diese Ansführnngcn
zn wohlwollender Erwägung.

Das, meine Herren, ist das, was ich Ihnen Namens der Commissionvorzutragen hatte,
und ich empfehleuuumehr dein hohen Provinziallandtage den Ihnen auf Nr. 83 vorliegendenund
von mir schon in seinen einzelnen Theilen verlesenen Antrag der III. Fachcommission zur Annahme,

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürsteubcrg-Stammheim: Meine Herren!
Wir treten in die Diskussion ein. Zum Wort hat sich zunächstgemeldet der Herr Abgeordnete
Fritzen, dem ich dasselbe ertheile,

Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Als ich bei der ersten Berathung des Straßcn-
ctats mich mit einigen Worteil gegen den großen Posten wandte, der für die materielleUnterhaltung
der Straßen dient, habe ich dem Vertrauen uud der Zuversicht Ausdruckgegeben, daß die Straßen-
vcrwaltnngsbchördc in der Lage sein würde, in der Commissiondie verlangte erhebliche Erhöhung
dieser Summen zu rechtfertigenund zu begründen. Ich ersehe nun aus dem Vortrag des Herrn
Referenten, daß diese Begründung in der Commissionin ausreichendemMaße gegeben ist. Wenn
wir den Prozentsatz hören, um welchen sowohl die Löhne, wie auch die Preise der Materialien in
der Straßcnbauvcrwaltuug gestiegen sind, so werden wir nicht umhin können, die geforderte
Mehrausgabc zu bewilligen und ebenso auch die von der Commission zur Dispositiou gestellten
100 000 Mark im Falle der Noth dem Provinzialcmsschußzur Disposition zu stellen.

Ich kann Sie also nur bitten, den Anträgen des Herrn Referenten statt zu geben. Ich
habe ja auch, wenn ich in der ersten Lesung die Summe bemängelt habe, nicht die Vermehrung
der Summe au sich bemängelt, sondern nur hervorgehoben, daß in den, Etat selbst die
Motivirung nicht hinreichendgegeben sei. In Folge dessen möchte ich den Herrn Lcmdcsdirektor
bitten, künftighin, wenn wieder derartige Erhöhungen von Summen in: Straßenbauctat, namentlich
bei der materiellen Unterhaltung der Straßen, erforderlichwerden, dieses, sei es im Etat selbst.
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sei es durch eine besondere Denkschrift, ausführlich motiviren zu lassen, damit in Zukunft derartige
Mißverständnissenicht mehr vorkommenkönnen.

Weiterhin möchte ich, da wir gerade beim Straßenetat sind, auch den Herrn Landes¬
direktor bitten, im nächstjährigen Etat bei Titel IV. Nr. 2, wo die Renten angegeben werden,
welche an diejenigenStädte gezahlt weiden müssen, die die in ihrem Bezirke liegendenProuinzial-
strahen in eigene Unterhaltung genommen haben, auch die Kilometerzahl der Straßen anzugeben,
welche die einzelnen Städte in eigene Unterhaltung genommen haben. Es wird das zum
Verständniß und zur Erleichterung eigener Berechnungen, die man machen will, wesentlich beitragen.

Und endlich möchte ich noch eine dritte Bitte dein Herrn Landesdirektor vortragen, das
ist die Bitte, in Erwägung zu ziehen, ob jetzt, nachdem ja eine große Anzahl von Straßenstrccken
an die Städte in eigene Verwaltung gegeben sind, es sich nicht ermöglichen lasse, gegebenenfalls
die Straßenaufsichtsbezirkezu reduziren.

Bekanntlich hatten wir im Anfang der Straßcnverwaltung 16 oder 17 Aufsichtsbezirke.
Dieselben haben inzwischenerhöht werden müssen, auf die Zahl von 21.

Nun haben aber, wie Sie Alle wissen, eine große Anzahl von Städten, die in ihrem
Bereich liegenden Provinzialstrahen in eigene Verwaltung übernommen, z. B. Köln, Düsseldorf,
Aachen, Essen, und das liegt auf der Hand, meine Herren, daß gerade diejenigenStraßen, welche
in den Städten liegen, den Vauinsuektoren am meisten Arbeit lind die »leiste Sorge gemacht
haben. In den Städten sind die Straßen mit Pferdebahngeleisen bedeckt, da sind Gas- und
Wasserlcitungsröhren, jetzt auch elektrische Anlagen durchgelegt, sodaß da, wenn wir die Unter¬
haltung der Strahcnstrecken haben, wir in hundert Fällen mit den Stadtbehürden in Meinungs¬
verschiedenheitengerathen, welche ausgeglichen werden müsseil. Wir müssen stets controlircn,
wir haben auch die Vangesuchezu begutachten— und in den Städten wird ja sehr viel gebaut
— das sind alles Arbeiten, die nunmehr fortgefallen sind, und da möchte es sich doch fragen, —
ich will die Frage nicht von vornherein bejahen, — ob wir nicht nunmehr mit weniger Bau¬
inspektionsbezirkenauskommen können. Es würden dann die Verwaltungskosten, welche die etwa
eingegangenenVaubezirte verursachen, zweckmäßig verwandt werden auf die materielle Unterhaltung
der Straßen und fo unserem ganzen Straßenkörper wieder zum Vortheil gereichen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stamm heim: Das Wort hat
der Herr Landcsdirektor.

Landcsdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Den beiden ersten Anregungen des Herrn
Abgeordneten Fritzen wird im nächsten Etat bereitwilligst entsprochenwerden; es steht dem lein
Bedenken entgegen.

Den dritten Punkt anlangend, so haben bereits längere Zeit Erwägungen darüber statt¬
gefunden, ob wir nicht angesichts der Abtretung von Straßen an die Städte die Bcmämter
der Provinz verringern könnten. Es sind abgegeben worden etwa 450 Km, dagegen aber
504 Km hinzugetreten und zwar nicht seit 1884, sondern von 1876 ab. Die gepflogenen
Erhebungen haben dahin geführt, daß darüber Klarheit besteht, ein Bcmamt unbedingt eingehen zu
lassen, wahrend über ein zweites noch Erwägungen schweben. Ich habe schon in der III, Fach'
commissionerklärt, daß ein Bauamt demnächsteingehen würde, wodurch etwa 15—20 000 Mark
mehr für die materielle Straßenunterhaltung wieder disponibel werden. Wir können augenblicklich
noch nicht mit der Einziehung dieses Baucnntes vorgehen, weil eine Vakanz in der Zahl der
Landesbauinspektorennicht vorhanden ist und sich auch augenblicklichnoch nicht schaffe» läßt.
Sowie aber eine Vakanz eintritt — und die wird wohl in nicht all zu langer Zeit zu erwarten
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sein — wird sofort mit Einziehung eines Aaucimtes schon begonnen werden und es wird dann
auch möglicherWeise sich daran das zweite schließen,

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Das Wort hat
noch verlangt Herr CommerzicnrathLucg,

AbgeordneterCarl Lucg: Meine Herren! Ich kann mich mit dem Antrage des Herrn
Referenten einverstandenerklären, mit Ausnahme des Antrages zu Nr. 2«,, worin die Commission
bczw. der Referent eine Ausdchuuug des Gesetzes vom 4. August 1891 auf die früheren Staats¬
straßen verlangt.

Meine Herren! Das Gesetz von 1891 war mir von Hans aus nicht sympathisch. Durch
dieses Gesetz wurden bei den Vczirksstraßcndie beseitigtenQucrbäume wieder aufgerichtet. Dieses
Gesetz, beziehentlichseine Ausführung, hat vielfache Reklamationen in der Provinz hervorgerufen
(sehr richtig!) nnd es ist in der That auch nicht möglich, das Gesetz so auszuführen, daß eine
ansglcichende Gerechtigkeitstattfinden kann, (sehr richtig!) aber diese Ucbelständc dadurch zu
verbessern, daß man weitere Ucbclstände einführt, daß man dieses Gesetz nvch auf andere Straßen,
die bisher davon befreit sind, ausdehnt, das scheint mir nicht logisch richtig zu sein. Mir wäre es
viel sympathischergewesen,man hätte demgemäß zur ausgleichendenGerechtigkeit beantragt, wir
werden zukünftigdas Gesetz von 1891 nicht mehr anwenden. (Sehr richtig und Beifall,) Das
wäre ausgleichendeGerechtigkeit, Ich kann meinerseits dieser Fassung, wie sie die Fachcommission
vorgeschlagenhat, nicht zustimmenund bitte das Gleiche auch Ihrerseits zu thuu. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Der Herr Landes-
direktor hat das Wort.

Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Die Aufhebung des Gesetzes wird wohl
nicht beantragt werden können, weil die Prouinz ja nicht allein dabei interessirt ist, sondern auch
die übrigen Communaluerwaltungen, die Gemeinden und Kreise, denen gegenüber kann der Land¬
tag doch nicht ohne Weiteres mit dem Vorschlagevorgehen, das Gesetz aufzuheben.

Bei dein Präzipualleistungsgesetzlaufen aber auch viele Uebertreibungenunter. Ich bin
kein Freund dieses Gesetzes, wie ich bereits ausgesprochenhabe. Aber auf der anderen Seite
scheint mir doch auch diese große Erregung gegen dieses Gesetz nicht gerechtfertigt. Es werden
im Ganzen 100 000 Mark erhoben. Das ist gewiß eine kleine Summe und man kann nicht
sagen, daß dadnrch die rheinische Industrie gefährdet wurde. Das scheint mir doch zu weit zu gehen.

Wenn man von Ungleichheiten,welche dieses Gesetz geschaffen, spricht, so möchte ich doch
auch darauf aufmerksam machen, daß in allen anderen Provinzen, auch in uuserer Nachbarprovinz
Westfalen, dieselben Ungleichheitenbestehen. Auf den Kreisstraßen wird noch vielfach Varrierengeld
erhoben. Der Industrielle, der dort an der Krcisstraße wohnt, welche unserer Vezirksstraßegleich¬
steht, muh Varrierengeld bezahlen und diese Narrierengelder sind manchmal höher, wie die
Präzipualleistungen, welche wir verlangen. Andererseits werden auf Grund dieses Gesetzes viel¬
fach bei den Kreisstrahen der übrigen Provinzen, in denen Barriergeldcr erhoben werden, Präzipual¬
leistungen nicht mehr verlangt; auch bort müssen die Zuckerfabrikendasselbe zahlen, nur mit
dem Unterschied,daß sie es nicht an die Provinz, sondern an den Kreis zahlen, was in der
Frage der Velaslung und der Concurrenzfähigtcit doch keine» Unterschied bildet. Der Umstand,
daß die Provinz von den früheren Staatsstraßen keine Beiträge erheben darf, sondern nur von
den früheren Bezirksstrahen, hat — so berechtigt er in der Sache auch sein mag - doch allerdings
sehr viel Unzufriedenheit in der Provinz erregt; man konnte nicht verstehen, weshalb die Provinz
dein ^, der an der ehemaligen Staatsstraße wohnt, keine Beitrage abnimmt, während sie dem
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L, der einen viel unbedeutenderenBetrieb hat, an der parallel liegenden Vezirksstraße eine Abgabe
auferlegt, die sein Eoncurrent nicht zu tragen hat. Hierin wird eine ungerechte Behandlung
gefunden, denn das Publikum weiß nicht, was eine Bezirksstraße früher war und was eine
Staatsstraße war, man kennt vielmehr nur Provinzialstrahen seit dem Jahre 1876 und hat
niemals einen Unterschiedäußerlich bemerkt; ebendeshalb versteht man in weiteren Kreisen den
Unterschiednicht, man glaubt, daß das Gesetz mit Willkür oder mit Bevorzugung des einen
vor dem andern angewandt werde, und das hat den ersten Anlaß zu der großen Unzufriedenheit
gegeben. Dieser Unzufriedenheit glaubt die Commissiondadurch ein Ende machen zu sollen, daß
sie vorschlägt, das Präzipualgesetz auf die früheren Staatsstraßen auszudehnen.

Auf der anderen Seite verkenne ich auch nicht, daß die Art, wie das Gesetz nach den
Beschlüssen des Oberverwaltungsgerichts angewandt werden muß, sehr viel zu Unzufriedenheiten
Anlaß gegeben hat. In dieser Hinsicht beabsichtigenwir dem Landtage eine Vorlage zu machen,
welche eine andere Anwendung des Gesetzes,wie dies jetzt bei der etwas schablonenmäßigen Art
und Weise geschehen ist, ermöglichensoll.

Jetzt wird angenommen, ein Betrieb sei ein erheblicher,wenn er sich wie 1 : 70 verhält,
und findet alsdann die Heranziehungzu Vorausleistungen statt, d. h, also, wenn einer den siebzigsten
Theil des ganzen Fuhrverkehrs einer Straße benutzt. Aber, meine Herren, darauf allein kommt
es nicht an; es kann Einer viel weniger in einem ganz anderen Prozentsatz die Straße benutzen;
es kann meinetwegen ein Prozentsatz von 1 : 100 und weniger sein und dennoch die Straße
mehr abgenutzt weiden, wie bei dem Satze von 1 : 70. Der Eine kann die Straße ganz und gar
dadurch in Grund und Boden fahren, daß er einen ganzen Waggon auf einen Wagen aufladet, daß
das Fuhrwert zu Zeiten kommt, wo die Straßen feucht und naß sind und außergewöhnlichleiden.
Der Prozentsatz der Benutzung der Straßen entscheidetallein nicht, sondern es kommt eben so
sehr, ja noch mehr möchte ich sagen, auf das „Wie", die Art und Weise der Benutzung, an. Ich
bin der Ansicht, daß zwei Voraussetzungen nöthig sind, um die Interessenten mit diesem Gesetze
zu versöhnen. Erstens müßte es bei allen Provinzialstrahen, sowohl Staatsstraßen als Vezirks-
straßen, zur Anwendung kommen, dann aber zweitens nur als Echutzwehrdienen gegen eine miß¬
bräuchliche Ausnutzung der Straßen. Lediglich da, wo wirklich eine ganz außerordentliche
Abnutzung seitens einzelner Fabriken u. s. w. stattfindet, wie z. B. Seitens der Nübenfabriken
während ihrer Kampagne im November jeden Jahres häufig in wenigen Wochen eine neue Decke
entzwei gefahren wird, welche per Kilometer 8—9000 Mark kostet, während auf demselben Straßen¬
zuge außerhalb des Nübenverkehrs die Decke 10—12 Jahre hält, und wo man genau sehen
kann, wieweit das Nübenfuhrwerk gegangen ist, da sollen diese Fabriken auch zu entsprechende»
Umlagen herangeholt werden, namentlich da, wo sie es in der Hand haben, durch Weitcrlegung,
der Geleise ihrer Bahnen, die sie auf dem Felde haben, über das Aanquett den ganzen Schaden
zu verhüten. In einem solchen Fall würde das Gesetz sich gewiß als zweckmäßigerweisen; es
würde die Folge haben, daß entweder Seitens der Fabriken Vorkehrungen getroffen werden, um
die Zerstörung der Straßen zu verhindern; oder es würden die Folgen auf die Industriellen selbst
und nicht auf die Steuerzahler der Provinz fallen, fodaß das Gesetz eine Handhabe darstellt, um
einer ganz excessiveuAbnutzung der Straßen entgegen zu treten oder aber eine entsprechende
Abgabe dafür zu erhalten.

In dem Sinne glaube ich, meine Herren, daß das Gesetz trotz der Mängel, die es au
sich hat, dennochsich^nützlich erweisen kann, und ich möchte Sie also bitten, nicht ohne Weiteres
das Gesetz zu beseitigen, sondern zunächst noch den Versuch zu machen, ob die KöniglicheStaats-
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regierung geneigt ist, es auf die Staatsstraßen auszudehnen und dann abzuwarten, welche neuen
Vorschlägewir Ihnen über die Anwendung des Gesetzes in Zukunft machen.

Der Landtag kann alsdann beschließen,Grundsätze aufzustellen, die mit den Beschlüssen
des Oberverwaltungsgerichts ja nicht in Widerspruch zu treten brauchen, weil sie nicht soweit
gehen wie diese, sodaß wir uns nicht an den Verkehr wie 1: 70 binden, sondern das Gesetz nur
da anwenden, wo eine wirkliche Zerstörung der Straßen durch außergewöhnlichesFuhrwerk in
der Provinz herbeigeführt wird.

Und wenn diese Handhabung des Gesetzes für alle Prouinzialstrahcn, einerlei ob frühere
Staats- oder Bezirksftraße, eintritt, dann brauche» wir, um die Etatssumme von 100 000 Mark
zu erhalten, nicht so weit wie jetzt zu gehen, wir können alsdann die kleinerenBeiträge und alle
diejenigen Fälle, in denen nicht gerade eine außerordentlicheZerstörung der Straßen stattfindet,
ausscheiden, ohne daß die übrigen Steuerzahler davon betroffen werden und bin ich überzeugt,
daß alsdann die Klagen aufhören und wir es erleben werden, daß entweder die Straßen weniger
zerstört werden, oder aber, daß wir einen Ersatz für die Zerstörung bekommen. Wie die Sache
hellte liegt, möchte ich also bitten, das Gesetz noch nicht fallen zu lassen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stamm heim: Das Wort
ertheile ich dein Herrn AbgeordnetenZweigert

AbgeordneterZ weigert: Meine Herren! Mich haben die Ausführungen des Herrn Landes¬
direktors doch nach keiner Richtung hin überzeugt. Es ist bekanntlich eine sehr große Mißstimmung
über die Handhabung des Gesetzes über die Prüzipualleistungen in der ganzen Provinz vorhanden.

Run möchte ich an die Geschichte dieser Gesetzgebungerinnern.
Die Nhcinprovinz hat mit der Gesetzgebung dieser Art nicht den Anfang gemacht,fondern,

wenn ich mich recht erinnere, ist das erste Gesetz dieser Art für die Provinz Sachsen erlassen
worden. (Sehr richtig!) Dann ist es allmählich auch auf die anderen Provinzen ausgedehnt
worden. In den übrigen Provinze» ist der Provinz überhaupt niemals das Recht gegeben, für
folche Straßen, die sie unterhält und erbaut hat, irgeud welche Präzipualleistnngen zu fordern,
fondern dieses Recht haben in den übrigen Provinzen nur die Kreise und Gemeinden, und
ExcellenzSolemacher ist es gewesen, der im Herrenhause es durchgesetzt hat, daß dieses Recht in
Bezug auf die Bezirksstraßen der Nheinvrouinz übertragen worden ist wegen der eigenthüm¬
lichen Verhältnisse unserer Vezirksstraßen. Wenn ich mich recht entsinne, ist die Geschichte des
Gesetzes so gewesen.

Nun meine ich, meine Herren, daß, wenn der Provinzialausschuh nach den Ausführungen
des Herrn Landesdirektors damit umgeht, uns ein Reglement in den nächsten Jahren vorzulegen,

. wie wir im Nahmen des bestehendenGesetzes die Härte thunlichst vermeiden sollen, welche durch
die Ausführuug des Gesetzes bisher entstanden ist, daß dann der gegenwärtige Zeitpunkt am
allerwenigsten geeignet ist, bei der KöniglichenStaatsregierung zu petitioniren, das Gesetz an sich
noch weiter auszudehnen auch auf die Staatsstraßen und auch da der Provinz das Recht auf
Forderung uou Präzipualleistungen zu geben, ein Recht, das, wie gesagt, in keiner einzigen
Provinz vorhanden ist. Auch Sachsen hat Staatsstraßen übernommen, auch Brandenburg hat
sie übernommen und niemals ist die Berechtigung zu einer Erhebung von Präzipualleistungen
anerkannt. Das ist auch ganz unberechtigt, meine Herren; denn für die Uebernahme dieser
Straßen hat die Provinz die große Dotationsrente bekommen.

Also ich kann dem Antrage II, sowohl a wie K, nach den, Antrage des Herrn
Commerzienrath Lueg für meine Person die Zustimmung nicht ertheilen.
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Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Das Wort hat
der Herr Landesdircktor.

Landesdirektor Dr, Klein: Meine Herren! Ich muß den Herrn OberbürgermeisterZweigert
dahin berichtigen, daß doch ein großer Unterschiedobwaltet zwischender Straßenvcrwaltung der
Nheinprovinz und derjenigen der übrigen Provinzen. Die übrigen Provinzen haben nur Staats¬
straßen zu verwalten und zu unterhalten und für diese Staatsstraßen haben sie ihre Nente
bekommen. Es werden also für die Strahenuerwaltung keine Prouinzialabgaben von den Steuer¬
zahlern dort erhoben.

Die Nheinprovinz hat die Vezirksstraßen übernommen, verwaltet sie an Stelle der
Kreise und erhebt auch an Stelle der Kreise dafür besondere Prouinzialabgaben. Wenn man
also das Princip annimmt, daß für Kreiöstrahen, wofür eine Dotationsrente nicht gegeben worden
ist, Präzivulllleistungcn erhoben werden können, so war es nur folgerichtig, daß man auch der
Nheinprovinz für die ehemaligen Vezirksstraßen dasselbe Recht gab, das in anderen Provinzen
für die betreffendeKategorie von Straßen gilt, d. h. die Präzipualleistungen erheben ließ ebenso
wie für die Kreisstrahcn fo auch für unsere ehemaligen Vezirksstraßen. Daher ist der Unterschied
gekommen,daß das Gefetz blos fnr die Vezirksstraßen gilt, aber nicht für die Staatsstraßen.

Neuerdings hat nun die Provinz Hannover — wo hinsichtlichder Landstraßen ein
ähnliches Verhältniß, wie bei unseren Vezirksstraßen vorwaltet — den Antrag auf Ausdehnung des
Vorausleistungsgesetzesauf die ehemaligen Staatsstraßen gestellt. Zwischender Nheinprovinz und
Hannover besteht allerdings der Unterschied, daß die Provinz die Landstraßen verwaltet; allein
sie hat die Landstrahenverbände bestehen lassen und erhebt die Beiträge nicht als Prouinzial¬
abgaben, wie dies bei uns der Fall ist, sondern diese werden dort von den einzelnen Landstrahen-
uerbänden aufgebracht. Für die Landstraßen gilt das Recht der Erhebung von Präzipualleistungen
und hat nun der Landtag in Hannover neuerdings wieder beschlossen,an die KöniglicheStaats¬
regierung das Ersuchen zu richten, zu gestatten, daß die Präzipualleistungen auch gleichmäßig
von den Staatsstraßen erhoben werden können, um die Gleichstellungzwischen beiderleiGattungen
von Straßen in der Provinz herbeizuführen. Nach diesem Vorgang der Provinz Hannover hat
auch hier die Fachcommissiunbeschlossen, den gleichenAntrag an die Staatsregierung zu richten.

VorsitzenderVeckcr: Meine Herren! Zum Wort hat sich noch gemeldet der Herr Abge¬
ordnete Fritzen,dem ich dasselbe hiermit ertheile.

Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich glaube, wir alle haben an dem Gesetze sehr
wenig Vergnügen und gerade der Herr Landesdirettor und der Herr Landesbaurath, welchen die
Ausführung obliegt, werden am wenigsten Vergnügen an dein Gesetze haben. (Zustimmung) Aber,
meine Herren, nun ist doch die Thatsacheunbestreitbar, daß wir selbst hier im Landtage verschiedene
Male dieses Gesetz beantragt haben. Wenn ich mich recht erinnere, ist sogar eine Commission,eine
Deputation in Verlin bei dem Herrn Minister vorstellig geworden, dieses Gefetz zu extrahiren, nnd
was würde das nun für einen Eindruck machen, meine Herren, wenn wir uns jetzt wiederum an
die Herren Minister wenden und nunmehr das Gesetz aufgehobenwissen wollen. Ich glaube, wir
wurden dadurch dem Eindrucke und dem Einflüsse,welchen etwaigeAnträge des Provinziallcmdlages
in Verlin genießen, den Voden vollständig entziehen.

Nun läßt sich ja auch nicht verkennen, meine Herren, daß dem Gesetze doch große Villigkeits
gründe zu Grunde liegen. Nehmen Sie z B. einen Basaltsteinbruchan, dessen Ausbeute die damit
in Verbindung stehende Straße jedes Jahr total ruinirl, nehmen Sie eine Nnbcnzuckerfabrik, welche
glänzende Geschäftemacht, große Dividenden vertheilt, (Heiterkeitund Oho!) die aber dabei die
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Straßen vollständig zerfährt und die Gemeinden wie die Provinz zu großen Straßenbaulcistungen
veranlaßt, um diese Straße« wieder in Stand zu setzen — ich glaube also, daß da eine gewisse
Billigkeit doch vorliegt, um dieses Gesetz beizubehalten

Meine Herren! Nur in einem Punkte scheint mir eine große Unbilligkeit zu liegeu uud
diese Unbilligkeitist diejenige,daß die Bezirksstraßendem Gesetze unterliegen uud nicht die Staats¬
straßen, Das ist, wie der Herr Lcmdcsdirektor richtig hervorgehoben hat, der Pnnkt, welcher in
der Provinz das Gefühl der Ungerechtigkeithervorgerufen hat, welcher bei denjenigen, die an
Bezirksstraßenliegen, das Gefühl hervorruft, sie würden schlechter behandelt, wie diejenigen,die au
der Staatsstraße liegen. Also, meine Herren, es scheint mir ganz gerechtfertigt zu sein, daß dieser
Hauptpunkt der Unbilligkeit, der in dem Gesetze liegt, daß nämlich die Staatsstraßen dem Gesetze
nicht unterworfen sind, ausgemerzt werde und daß wir uns an die Staatsregierung wenden mit
dem Antrage, wie auch die Commissionvorschlägt, jedenfalls die Staatsstraßen auch dem Gesetze
zu unterwerfen. (Bravo!)

Aber, meine Herren, das muß ich doch sagen, wenn dieser Antrag nicht genehmigt wird,
wenn wir es nicht erreichenkönnen,daß auch die Staatsstraße« dem Gesetze unterworfen weiden,
dann ist es mir ganz gleichgültig,dann mag man meinetwegenauch die Bezirksstraßenausnehmen,
dann mag man das Gesetz ganz fallen lassen. Aber diesen Unterschied zwischen Staatsstraßen und
Bezirksstraßen auf die Dauer festzuhalten,das halte ich für unmöglich; das ist ein Punkt, der dem
Rcchtsbewußtseindes Volkes durchaus ins Gesicht schlägt.

Meine Herren! Nun aber hat der Herr Landesdirektor hervorgehoben,daß er beabsichtige,
dem nächstenLandtage ein Reglement vorzulegen,welches über die Feststellung der Beiträge nähere
Bestimmuugcn trifft und welches dazu bestimmt sein soll, die Unzuträglichkeitenund die Unzu¬
friedenheit,die diesem Gesetz gegenüberherrscht,auszugleichenund zu beseitigen.

Ich glaube, meine Herren, daß wir gut thun, dieses Reglement ruhig abzuwarten und
zunächstden Vorschlägender Commissionuns anzuschließen,(Bravo!)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteZweigert.
AbgeordneterIweigcrt: Meine Herren! Ich bin auch der Meinung, daß wir zunächst

das Reglement des Herrn Landesdirektors abwarten, aber uns so lange eben den Vorschlägender
Commission nicht anschließen, gerade im Gegensatz zu dem Herrn AbgeordnetenFritzen. Die
Commission will jetzt etwas anderes; sie will etwas neues, und wenn der Herr Landesdirektor
auch etwas neues will, dann sage ich, es ist doch richtig, wir lassen es zunächst einmal beim
Alten und warten ab, was uns der Herr LandesdircNor denn bringen wird.

Meine Herren! Die Ausführungen des Herrn Landesdirektors über das Verhältniß der
Bezirksstraßen in der Nheinprovinz zu deu Kreisstraßen in anderen Provinzen waren mir wohl
bekannt und ich habe das ja auch erwähnt. Ich habe gesagt, wie ist es denn überhaupt gekommen,
daß die Rheinprovinz das Recht hat, Präzipnalbeitrage zu erhebe», während es alle übrigen
Provinzen nicht haben? Das ist eben daher gekommen,daß wir an Stelle von Kreisstraßen
Bezirksstraßenhaben. Dieser Zustand ist also insofern ein berechtigter.

Nun würde der Herr Abgeordnete Fritzen vollkommen recht haben, wenn etwa durch
Herrn Commerzienrath Lueg die Resolution beantragt wäre, bei der Staatsrcgierung zu petttwmreu,
dieses Gesetz aufzuheben. Das hat der Herr CommerzienrathLueg aber gar nicht beantragt. Er
hat nm gesagt- ich hätte eher erwartet, daß die Commissioneine Aufhebung beantragen würde,
als daß sie eine Ausdehnung beantragt. Also da der Herr CommerzienrathLueg keineswegseme
Aufhebung nachgesucht hat, sondern gerade gesagt hat: laßt es doch gefälligstso lange beim Alten,
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bis der Herr Landesdirektor uns das Reglement vorgelegt hat, so glaube ich, ist der Antrag auf
Ablehnung der ganzen Nr. II der Commissionvollkommenberechtigt, und ich kann, meine Herren,
auch dem nicht zustimmen, wenn dann endlich der Herr Lcmdesrath Fritzen ausgeführt hat, daß
eine Uubilligkeitdarin läge, die Vezirksstraßenanders zu behandeln wie die Prouinzialstraßen —
meine Herren, so bemerkte ich, diese Uubilligkeitwird in den übrigen Provinzen gar nicht empfunden.
Da wird die Präzipualleistuug nur bei den Kreisstraßeu gefordert, da sageu die Leute, die ciuzelneu
Interessenten im Kreise, das ist ganz recht, der die Straße übermäßig benutzt, muß bezahlen, denn
sonst sind wir diejenigen, die für ihn eintreten müssen. Bei uns empfindet mau dagegen die
Unbilligkeit des Anspruchs der Provinz, weil sich in den Augen des Publikums der Unterschied
zwischen Vezirksstraßenund Provinzialstraßen vollständig verwischt hat. Aber leugnen können Sie
doch nicht, daß Sie für die Unterhaltung der Staatsstraßen die große Staatsrentc bekommen
haben, uud da auch uoch diejenigen Leute, die an dieser alten Heerstraße liegen, zu einer Präzipual¬
leistuug heranzuziehen,das scheint mir denn doch absolut nicht der Billigkeit zu entsprechen.

Ich bitte daher, den Punkt II der Anträge der Commissionabzulehnen.
VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landcsdireltor.
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Ich will nur noch ein Wort sagen. Mau

konnte mir vielleichtentgegnen, warum denn das Reglement nicht bereits jetzt vorgelegt worden
sei. Dagegen habe ich anzuführen, daß das nicht möglich war, weil bei dem Oberverwaltungs»
gericht Fragen prinzipieller Art streitig waren, die das ganze Gesetz in Frage stellten und die
zunächstentschieden werden muhten. Es war nämlich iu dem Schweben der Prozesse behauptet
worden, die Vezirksstrahen konnten nicht sämmtlich, sondern nur zum Theil unter gewisse» Voraus¬
setzungen herangezogen werden, wenn nämlich ausdrüälich im Uebernahmeuertrag enthalten sei,
daß jeder Zeit die Straße an die betreffende Gemeinde wieder zurückgegebenwerden könne.
Ferner mußte zunächst in den schwebenden Prozessen entschieden werden, unter welchenVoraus¬
setzungenein Betrieb als erheblich anzusehen sei. Diese Fragen muhten doch zuuächst feststehen,
bevor wir an die Ausarbeitung eines Reglements herantreten konnten. Diese Entscheidungen
sind jetzt erst ergangen, dieses Reglement kann deshalb jetzt erst ausgearbeitet werden und soll
deshalb alsdann dem nächstenLandtage vorgelegt werden.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr Abgeordneter Freiherr von Solemacher.
(Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Ich verzichte!)
Herr Freiherr von Solemacher verzichtet. Sonst hat sich Niemand zum Wort gemeldet

Dcnm schliche ich die Verhandlung und gebe dein Herrn Berichterstatter das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mehrum: Meine Herren!

Ich mache noch darauf aufmerkfam, daß auch die Erwägungen, denen der Herr Abgeordnete
Fritzen Ausdruck gab, in der CommissionPlatz gegriffen haben. Es wurde auch da gesagt- was
muß das für einen Eindruck machen, wenn nach so kurzer Zeit die Wiederaufhebung dieses
Gesetzes beantragt wird, das mit so regem Eifer von dem Provinziallandtage befürwortet worden
ist? Es wurde ferner darauf hingewiesen, dah solche Beschwerden vorauszusehen gewesen seien,
da ja auch hier, wie in den meisten Fällen, das, was dem einen angenehm sei, einem anderen unan¬
genehmsein müsse. Es wurde dann weiter betont, daß gerade die Petitionen, welche über die Hand¬
habung des Gesetzesllagteu, den Haupttou darauf legten, dah die an den mit Präzipualleistungen
belasteten Straßen und die an den davon befreiten früheren Staatsstraßen wohnenden Concurrenten
ungleichmäßig behandelt würden. Um da ausgleichende Gerechtigkeit zu üben, kam eben die
Commissionzu dem Vorschlage,daß die früheren Staatsstraßen hinsichtlich der Präzipualleistungen
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den anderen Straßen gleichgestellt werden möchten, damit nicht der eine Gewerbetreibende der
Concurrenz des anderen gegenüber benachteiligt würde.

Es wurde weiter hervorgehoben, daß, wenn etwa, wie ja auch hier eben in Aussicht
genommen wurde, diese Präzipualleistungen bei den Vezirksstraßen beseitigt werden sollten, —
daß dann wieder eine Ungleichmäßigkeiteintreten würde zwischen den Adjazenten der Communal-
strahen und der Bezirksstraßen. Dann würde der Concurrent an der Communalstraße, der
Präzipualleistungen zu tragen hatte, dieselbenKlagen führen, wie jetzt der an der Vezirksstraße
wohnende, und dann würde an die Communen der Wunsch herantreten, auch ihrerseits die
Präzipualleistungen nicht zu erheben. Das wäre aber gerade für viele ländliche Communen eine
sehr üble Sache, die gerade dieses Gesetz erstrebt und mit großer Freude begrüßt haben. Der
vielfach nicht sehr leistungsfähige ländliche Steuerzahler — dessen communale Beiträge auf
Grund-, Gebäude- und Cinkommensteucrumgelegt werden — mußte früher schwere Wegebaulasten
tragen zu Gunsten von mindcrbeitragendenGewerbetreibenden,die durch besondersstarke Abnutzung
der Wege deren Unterhaltungskostenin ungewöhnlicherWeise vermehrten.

Das war eine Ungerechtigkeit,deren Wiederherstellungnicht angestrebt werden darf.
Dann habe ich, meine Herren, noch darauf aufmerksam zu machen — eine formelle

Sache —, daß, nachdem die Entscheidungüber den Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,
betreffend einige Abänderungen des Vesoldungsplanes für die Proviuzialbeamteu, wie er sich auf
Drucksache Nr, 4 findet, inzwifchengefallen ist, — was, als die Commifsionden Antrag stellte,
noch nicht geschehenwar — daß da sinngemäß dieser Passus aus dem Antrage aä I wegzustreichen
sein dürfte, und es würde der Antrag der Commissiondemnach u,ck I lauten:

„Der Provinziallandtag wolle die vorbezeichneten Etats unverändert annehmen".
VorsitzenderBecker: Wir kommen zur Abstimmung. Am zweckmäßigsten wird es sein,

wenn wir über die einzelnen alinsa getrennt abstimmen, zumal ja von Herrn Lueg beantragt
ist, das eine lüinsu, zu streichen. — Das Haus ist damit einverstanden. Dann bitte ich zunächst,
daß diejenigenHerren, welche die Nr. I annehmen, also die vorbezeichneten Etats unverändert geneh¬
migen wollen, sich erheben. (Geschieht.) Das ist die große Mehrheit, ^.liiwa I ist angenommen.

Dann kommen wir zu alinoa, II, und zwar zunächst zum alinLu, II a, welches Herr
Lueg zu streichen beantragt hat, wenn ich ihn recht verstanden habe. (Zuruf: III» auch!)

Wir würdeu alfo auch hier über iüine«. a zunächst allein abzustimmenhaben, und die¬
jenigen, welche dasselbe streichen wollen, müssen gegen die Annahme des alinea, stimmen.

Dann bitte ich diejenigen Herren, welche entgegen dem Antrage des Herrn Lueg auch
die Nr. II, alinsu. u, annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit.
(Zuruft: Gegenprobe!)

Machen wir die Gegenprobe, meine Herren, obgleich das Bureau darüber nicht zweifelhaft
ist, daß das die Mehrheit ist.

Diejenigen Herren, welche dem Antrage des Herrn Lueg gemäß das alinsa a streichen
wollen, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Minderheit; die Nr. II alinea a
ist also angenommen.

Dann kommen wir zur Beschlußfassungüber das aliuea I>. Ich bitte diejenigen Herren,
welche alineu, d annehmen wollen, sich zu erheben (Geschieht.) Das ist die Mehrheit, ^liusa d
ist angenommen.

Dann kommenwir zum dritten Antrage der III. Fachcommission,der unter der Nr. III
auf der anderen Seite verzeichnetist. Ich bitte diejenigen Herren, welche diesen dritten Antrag,
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der also für den Wegebau vermehrte Mittel beschaffen will, annehmen wollen, sich zu erheben,
(Geschieht.) Das ist ebenfalls eine große Mehrheit. Auch die Nr. III ist angenommen und
damit der ganze Gegenstand erledigt.

. Wir kommenzum letzten Gegenstand der Sitzung:
Antrag der I. Fachcommission zum Bericht und den Anträgen des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Kosten des Kaiser-Wilhelm-Denkmals am
Deutschen Eck zu Coblenz.

Berichterstatter ist Herr Graf Beifsel, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Graf Beifsel von Gymnich: Meine Herren! Ich möchte

bei dem hohen Interesse, welches Sie alle an der Errichtung des hehren Denkmals nehmen, welches
die Rheinpruvinz zur Erinnerung an unseren allgeliebtcn Kaiser Wilhelm den Großen sowohl, wie
zum dauernden Zeugnisse der innigen Liebe und aufrichtigenDankbarkeit errichtet,voraussetzen,daß
Sie alle die DruckschriftNr. 8 des Provinzialausschusfes einer eingehenden Prüfung unterzogen
haben und möchte, um Ihre Zeit nicht überflüssig in Anspruchzu nehmen, sofort auf den Bericht
der I, Fllchcommifsion und auf deren Anträge übergehen.

Der Bericht besagt:
„Die Vorlage des Prouinzicilausfchufses,betreffend die Kosten des Kaiser-Wilhelm-Denk¬

mals am Deutschen Eck in Coblenz, bietet insofern kein erfreuliches Bild, als aus derselben
hervorgeht, daß die Kosten des Denkmals die von dem hohen Hause bewilligteBausumme bedeutend
überschreiten. Die erste Facheumniissionhielt es daher für ihre ganz befoudcre Pflicht, im Einzelnen
die Gründe zu prüfen, auf welche die Ueberschreitungzurückzuführenund welche in der Druckschrift
Nr. 8 im Allgemeinen aufgeführt sind. Die Commission gewann hierbei die Ueberzeugung,
daß die Ueberschreitungunvermeidlich gewesen und durch die gegebenenVerhältnisse gerechtfertigt
fei. Die Commission richtet daher an den Prouinziallandtag einstimmig den Antrag, die Ueber¬
schreitung auf Grund der von ihr vorgenommenen sorgfältigen und gewissenhaftenPrüfung zu
genehmigen. Bezüglich der Deckung der Kosten schließt sich die Commission den Vorschlägen
des Pruuinzialausschuffes an, daß dieselben unter Aufrechterhaltung des früheren Beschlusses
in der Weise gedeckt weiden, daß sie nicht den Steuerzahlern der Provinz zur Last fallen, und
beantragt daher:

„Der Provinziallandtag wolle
1. die Ueberschreitungder zur Zeit festgesetzten Summe von 1032 000 Mark um die

angegebeneSumme genehmigen,
2. bestimmen, daß die zur Zahlung der Kosten des Denkmals erforderlicheSumme als

3'/« prozentigcs Darlehen bei der Landesbank aufgenommen und zur Verzinsung und
Tilgung dieser Schuld auch fernerhin jährlich «0 000 Mark aus dem Dispositions¬
fonds des Provinziallandtages entnommen werden sollen, insofern es nicht möglich sei»
sollte, eine frühere Tilgung aus anderweiten Mitteln herbeizuführen,

3. beschließen,I. I. K. K. Majestäten die allerunterthänigste Bitte zu unterbreiten, der
Enthüllungsfeier Allergnädigst beiwohnen zu wollen,

endlich
4. die Pruvinzial-Denkmalscommifsionermächtigen, alle erforderlichenVorbereitungen zur

Enthüllungsfcier, sowie einem den Allerhöchsten Herrschaften anzubietenden Feste zu
veranlassenbezw. auszuführen."

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung, Das Wort hat Herr Lueg.
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AbgeordneterHeinrich Lueg: Ich habe gegen die Anträge der Commissionabsolut nichts
einzuwenden, aber ich «lochte doch den Herrn Lcmdcsdirektor bitten, in Zukunft die Voranschläge
namentlich wenn sie von Künstlern ausgehen, etwas sorgfältigerprüfen zu lassen. Es ist im Bericht
gesagt worden, daß 100 000 Mark Mehrkostendadurch entstanden seien, daß sich aus den Boden.
Untersuchungen die Tiefe der Baugründung nicht genügendzuverlässighätte feststellen lassen. Meine
Herren! Man hat heutzutage so außerordentlich gute Einrichtungenznr Untersuchungdes Bau-"
grundcs, namentlich am Lande und in so geringer Tiefe, daß ich diesen Grund durchaus nicht für
stichhaltig halten kann. Wir haben sogar selbst bei den Gründungen, die in den Strömen vor
sich gehen, wie z. B. hier bei der Gründung der Pfeiler für die neue Rheinbrückc,in viel größererTiefe
und unter viel größeren Schwierigkeiten den Baugrund untersuchenmüssen und haben ihn ganz genau
vorher feststellen können. Also, wenn da nur mit einiger Sorgfalt verfahren wäre, so hätte sich die
Tiefe der Fundirung ganz genau vorher feststellen lassen und diese 100 000 Mark Mehrkosten hätten
also vorgesehen werden können.

Das Gleiche betrifft die Ausführung der Uferregulirungcn, Man wußte ja auch vou
vornherein, daß eine mit dem Denkmal harmonisch ausgebildete Ufermaucr nothwendig sei, und
hätte sehr gut mit der Strombauvcrwaltung sich wegen der antheiligen Kosten vorher benehmen
können, so daß auch diese Mehrkosten im Betrage von über 277 000 Mark hätten früher festgestellt
werden können.

Meine Bitte geht also nur dahin, in Zukunft einen größeren Sicherheits-Cocfficientenbei
derartigen Voranschlägeneintreten zu lassen, damit wir nicht nachher vor derartigen unerfreulichen
Nachfordcrungenstehen. (Bravo!)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
LandesdirektorDr. Klein: Meine Herren! Die Kostenanschlägefür das Denkmal hat

Herr Professor Bruno Schmitz gemacht und sind dieselbenvon Herrn GeheimenBaurath Guinbcrt
im Allgemeinengeprüft worden. Herr Bruno Schmitz hat seine Anschläge der Denkmalscommission
kurz vor dem Zusammentritt des letzten Landtages vorgelegt und sind auf Grund desselben damals
das Referat und die Anträge an den Provinziallandtag von Herrn Geheimen Nath Guinbert angefertigt
worden. Herr Bruuo Schmitz behauptete der Denkmalscommissiongegenüber, vollkommen für den
Voranschlag nach jeder Richtung hin eintreten zu können, und erbot sich sogar die Ausführung für
die veranschlagteSumme in Genercilcntreprisczu nehmen. Die Denkmalscommission beschloß aber
darauf nicht einzugehen, weil Herr Bruno Schmitz zwar ein sehr großer Künstler ist, allein kein
Unternehmer und kein Geschäftsmann. Man schloß hieraus, daß, wenn sein Anschlag nicht richtig
wäre, doch Schwierigkeitenerwachsenwürden. Die Commissionbeschloß deshalb, jenen Vorschlag
nicht anzunehmen, sondern das Denkmal durch Organe der Provinz ausführen zu lassen. Bevor
diese mit dem Baue begonnen haben, ist alles dasjenige, was Herr CommerzicnrathLueg gesagt
hat, geschehen. Es ist der Voranschlag genau revidirt, es ist gebohrt, der Baugrund untersuchtund
alles ganz genau festgestellt worden, ehe eine Hand an die Ausführung gelegt wurde. Der von
hiesigenTechnikern revidirte Anschlag ergab die Summe von circa 1500000 Mark, so daß vor
dem Beginn des Baues diese Summe schon feststand. Wenn der Landtag mit so wenig Umständen
und Kosten hätte zusammenberufenwerden können, wie das beim Stadtrath hier der Fall ist, dann
wäre der Landtag gewiß nochmals zusammenbcrufenworden. Unter den obwaltenden Umständen
war das aber nicht angängig. Bekanntlich ging der Landtag im Mai 1895 auseinander, nachdem
« die Ausführung des Denkmales beschlossenhatte und es wurde hierbei die Fertigstellung bis
zum Jahre 189? gewünscht. Die Anschläge des Herrn Schmitz waren so kurze Zeit vor dem



182 40. Rheinischer ProvinziaUandtag, 6, Sitzung am 15, März 1897.

1895cr Landtag eingegangen,daß dieselben im Einzelnen vor dem Landtage nicht geprüft und insbc^
sondere die erforderlichen Ermittelungen au Ort und Stelle nicht mehr vorgenommenwerden konnten.
Es war dies erst nach Schluß des Landtages möglich. Als der höhere Kusteubedarfsich ergab,
hätte man entweder den Bau bis jetzt verschiebe::oder den Landtag abermals berufen müssen.
Letztereswäre gewiß geschehen, wenn von den Anschlägenetwas hätte abgestrichenwerden können,
allein die ermittelten Summen waren nothwendig. Sie sind nicht dadurch entstanden, daß
Fehler gemacht worden sind, oder dadurch, daß mau mehr ausgeführt hat, wie der Landtag wollte,
sondern sie waren nothwendig, um das Denkmal so herzustellen,wie es jetzt beschlossen war, und
da war es wohl nicht indizirt, den Landtag nochmals zu versammeln oder mit der ganzen Sache
zu warten bis zum Jahre 1897. Unter diesen Umständen hat die Denkmalseommisssonbeschlossen,
mit der Ausführung vorzugehen,um das Denkmal noch im Jahre 189? enthüllen zu können.

Aus meinen Ausführungen geht also hervor, daß eine sorgfältige Prüfung der Anschläge
vor Beginn der Ausführung stattgefunden hat und daß wir nicht darauf losgebaut haben, ohne
Alles vorher untersuchtzu haben.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich sonst Niemand zum Wort. Dann schließe ich die
Verhandlung. Wünscht der Herr Berichterstatter noch das Wort? (Berichterstatter Graf Ncissel
von Gymnich: Ich danke sehr!)

Meine Herren! Dann kommen wir zur Abstimmung. Es liegen also 4 Antrage der
Fachcommission vor, die diesen Gegenstandbetreffen. Gegenanträge sind nicht gestellt. Dann würde
ich also, wenn nicht ein besondererWunsch ausgesprochen wird, über die Anträge im Ganze»
abstimmen lassen. — Das scheiut Ihre Meinung zu sein. (Zustimmung.)

Bei der Wichtigkeitdes Gegenstandeswerden wir aber doch zu einer direkten Abstimmung
nach meiner Auffassung schreiten müssen und ich bitte diejenigenHerren, welche diese 4 Anträge
Ihrer Fachcummission,die der Herr Berichterstatter bereits vorgetragen hat und die Ihnen gedruckt
vorliegen, deren nochmaligeVerlesung also wahrscheinlichnicht mehr verlangt wird, (Rufe: nein!)
— die diese 4 Anträge annehmen wollen, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die
große Majorität, meine Herren. (Rufe: Einstimmig!) Dann machenwir die Gegenprobe.

Ich bitte diejenigen Herren, welche dagegen sind, sich zu erheben, -— Es erhebt sich
Niemand. Dann stelle ich die Einstimmigkeit ausdrücklichfest und bitte, sie im Protokoll zu
vermerken. (Bravo!)

Damit, meine Herren, sind wir am Ende unserer Tagesordnung.
Ich habe Ihnen nun die Vorschlägezu macheu für unsere morgige Sitzung
Mit Rücksicht darauf, daß der Nachmittag morgen bereits in Anspruch genommen ist,

schlage ich Ihnen vor, daß wir die morgige Sitzung bereits um 1t) Uhr morgens halten.
Als Tagesordnung erlaube ich mir Folgendes vorzuschlagen:
1. Bericht und Anträge, betreffenddie Fürsorge für Geisteskrankennd Epileptiker,
2. Etats der Prouinzial-Irrenanstalteu,
3. Etat für die erweiterte Armenpflege,
4. Berufung eines Landespsychiaters als technischen Beirath des Landesdirektors für das

Irreuwesen,
5. Ergcinzungs- und Neuwahlen für den Provinzialausschuß,
6. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Errichtung von landwirtb/

schllftlichen Winterschulenzu Adencm, Gummersbach, Saarlouis und Xanten,
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